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Klaus Ewald

Grundgesetz und Sittengesetz

„Beim Himmel! der weiß nicht, was er sündigt, der den Staat zur Sitten-
schule machen will. Immerhin hat das den Staat zur Hölle gemacht, daß 
ihn der Mensch zu seinem Himmel machen wollte.“ Hölderlin, Hyperion

Nadi dem Untergang der nationalsozialisti-
schen Herrschaft und der Aufdeckung der im 
Namen des deutschen Volkes begangenen 
Verbrechen trat, wie stets in Zeiten des Um-
bruchs, das Verhältnis von Recht und Sittlich-
keit in den Vordergrund rechtsphilosophischer 
und rechtswissenschaftlicher Untersuchungen. 
Konnte der Rechtswissenschaftler Georg Jel-
linek zu Ausgang des letzten Jahrhunderts 
dieses Thema noch als unjuristisch von sich 
weisen, ohne entschiedene Kritik unter den 
Juristen hervorzurufen, so wurde der gleichen 
Fragestellung in der deutschen Rechtswissen-
schaft nach der Pervertierung des Rechtsver-
ständnisses während des Dritten Reiches 
grundsätzliche Bedeutung zuerkannt.
Die Erfahrung der Ohnmacht des Rechts in 
einem totalitären System hatte die im Ver-
trauen auf die Durchsetzungskraft und Wider-
standsmacht des Rechts erzogenen Juristen in 
eine geistige Krise gestürzt, in der sie meinten, 
neue Hoffnungen nur noch aus dem Glauben 
an ein verbindliches „übergesetzliches Recht" 
schöpfen zu können. Die Verzweiflung über 
die vermeintlichen Konsequenzen ihres rechts- 
positivistischen Denkens hat sie dazu bewo-
gen, das Heil nunmehr in den Lehren des Na-
turrechts zu sehen. Dieser Wandel wird bei 
keinem geringeren Rechtsgelehrten deutlich 
als dem Rechtsphilosophen Gustav Radbruch, 
der als repräsentativer Vertreter des Geset-
zespositivismus unter dem Eindruck der grau-
samen und verbrecherischen Gesetze des na-
tionalsozialistischen Staates sich dem Natur-
rechtsdenken zuwandte. In einer solchen histo-
rischen Situation ist es nicht verwunderlich, 
wenn das Naturrechtsdenken des vorigen Jahr-
hunderts Wiederauferstehung feiern konnte.
Damit nahm in der Bundesrepublik eine 
Rechtsentwicklung ihren Anfang, die jene 
durch den Rechtspositivismus wissenschaftlich 
widerlegten Lehren des naturrechtlichen Den-
kens wiederaufgreift, ohne sie einer kritischen 
Reflexion zu unterziehen. Noch von der Un- 
sittlichkeit der eben erst abgeschüttelten staat- 
ichen Gewaltherrschaft tief betroffen, versuch-

I. Einführung

ten die Väter des Grundgesetzes, häufig durch 
eigenes Leiden belehrt, eine Wiederholung 
ähnlicher Zustände in der Zukunft zu verhin-
dern. Derartige Mißachtungen des Menschen 
im Namen des Rechts auszuschließen, war das 
Grundbestreben des Verfassunggebers. Das 
sollte nicht nur durch die verfassungsrechtliche 
Anerkennung der Menschenwürde als Grund-
entscheidung der neu geschaffenen Staatsord-
nung sichergestellt werden, sondern auch 
durch die Bindung allen Rechts an das Sitten-
gesetz. Trotz einiger Bedenken gegen den 
„engstirnigen Sittenrichter" war man sich in 
der abweisenden Haltung gegen den Rechts-
positivismus der Weimarer Zeit und das „völ-
kische" Rechtsideal der nationalsozialistischen 
Epoche grundsätzlich einig und auch allgemein 
davon überzeugt, daß ein ausdrücklicher Hin-
weis auf das „ethische Grundgesetz" unum-
gänglich sei, weil in der Rechtsnorm selbst ihr 
sittlicher Gehalt nur selten richtig zum Aus-
druck gebracht werden könne. Auch erschien 
es selbstverständlich, die Grundrechte als 
„vor- und überstaatliche Rechte", als „in der 
Natur und dem Wesen des Menschen ange-
legte Rechte", als „natürliche gottgewollte 
Rechte" oder „vorverfassungsrechtliche Grund-
rechte" zu deuten.
Diese Wiederkehr des Naturrechts haben die 
deutschen Gerichte, angeführt vom Bundesge-
richtshof, in starkem Maße gefördert. Ihre 
Rechtsprechung hat in der Rechtswissenschaft 
teilweise überschwengliche Zustimmung gefun-
den und ist nur auf geringen grundsätzlichen 
Widerstand gestoßen. Allerdings ist dieses 
allgemeine Bekenntnis zum Naturrecht, das 
auch noch heute als vorherrschende „Ideolo-
gie" der deutschen Rechtswissenschaft ange-
sehen werden kann, bei näherer Betrachtung 
äußerst brüchig, verbergen sich doch hinter 
diesem Naturrechtsbegriff, an dessen Stelle 
heute mitunter auch die „Natur der Sache" ge-
setzt wird, die unterschiedlichsten Strömun-
gen. Sie reichen von aristotelisch-thomisti- 
sehen Lehren über die kantischen und hegelia-
nischen Traditionen bis hin zu den Lehren der 



neuen historischen Rechtsschule, der materia-
len Wertethik von Max Scheler und Nicolai 
Hartmann und dem „realen Humanismus".
Die Vielzahl der Quellen, aus denen das Stre-
ben nach einer Rechtserneuerung gespeist 
wurde, wie es die Rechtswissenschaft der 
Nachkriegszeit kennzeichnet, konnte nicht 
ohne Auswirkung auf Begriff und Verständnis 
des in Art. 2 des Grundgesetzes genannten Sit-
tengesetzes bleiben. Bereits die Schöpfer des 
Grundgesetzes hatten sich über dessen mate-
riellen Inhalt nicht einigen können, da sich 
unter ihnen Vertreter der verschiedensten 
Weltanschauungen befanden. Deshalb mußte 
sich die Aufnahme des Sittengesetzes in das 
Grundgesetz von vornherein als ein dilatori-

II. Sittlichkeit und Recht

1. Die allgemeinen Beziehungen
In Zeiten gefestigter Moralanschauungen in-
nerhalb einer Gesellschaft herrscht dort ge-
wöhnlich die Überzeugung vor, Recht und Mo-
ral seien untrennbare Teile einer — und zwar 
der gerade herrschenden — menschlichen Ord-
nung. Eine solche Gesellschaft wird es für 
selbstverständlich halten, den Bestand ihrer 
sittlichen Vorstellungen gegen Außenseiter 
durch Rechtsnormen abzusichern, und dadurch 
weitgehende inhaltliche Übereinstimmung von 
Recht und Moral erreichen. Hier geht die Mo-
ral im Recht auf; das Recht ist, wie der Ungar 
Berna Horvath lehrt, „erstarrte Moral". Dage-
gen wird in den Zeiten des Umbruchs morali-
scher Wertvorstellungen die Identität von 
Recht und Sittlichkeit regelmäßig von den 
Neuerern geleugnet. Mit ihren neuen sittlichen 
Vorstellungen müssen sie nicht nur zwangsläu-
fig in Widerspruch zu den überkommenen mo-
ralischen Anschauungen geraten, sondern auch 
mit solchen Rechtsnormen kollidieren, die dem 
Schutz der überholten Moralgrundsätze zu die-
nen haben. Das kann zu unerträglichen Span-
nungen innerhalb der Gesellschaft führen, die 
häufig nur durch eine „Entsittlichung" des 
Rechts gelöst werden können. Ein solcher Vor-
gang vollzieht sich gegenwärtig in der Bundes-
republik auf dem Gebiete des Sexualstraf-
rechts. Hier haben sich die Wandlungen in der 
Beurteilung dessen, was Unzucht ist, vorerst 
ausschließlich in der Moralordnung vollzogen, 
ohne daß sie unmittelbar auf das Recht ein-
gewirkt haben. Da die neuen sittlichen An-
sichten über eine Interpretation der bestehen-
den Gesetze keinen Eingang in das Recht fan-
den, vielmehr auf den Widerstand einer ver-
härteten höchstrichterlichen Rechtsprechung

scher Formelkomprömiß erweisen, den an-
wendbar zu machen der Rechtsprechung und 
Wissenschaft aufgegeben wurde. Hierbei muß 
davon ausgegangen werden, daß einmal die 
Bindung des Gesetzgebers an das Sittengesetz 
bezweckt war, so daß sittenwidrige Gesetze 
unter dem Grundgesetz keine Anwendung fin-
den sollten. Zum anderen ist das Grundrecht 
der Entfaltung der Persönlichkeit durch das 
Sittengesetz beschränkt worden, so daß der 
Freiheit des einzelnen von der Moral her 
rechtliche Schranken gezogen werden. Diese 
Polarität von Freiheit und sittlicher Bindung 
hat in der Rechtspraxis erhebliche Bedeutung 
erlangt. Ihren Beziehungen unter dem Grund-
gesetz soll deshalb nachfolgend die größere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden.

stießen, die auf einem von überholter Sexual-
moral aufgestellten Recht beharrte, mußte die 
„Reprivatisierung" der Moral gefordert wer-
den. Diese an den Gesetzgeber gerichtete For-
derung könnte auf dem Wege der Gesetzes-
änderung teilweise verwirklicht werden.
Änderungen in den Moralvorstellungen kön-
nen aber auch die gegenteilige Entwicklung 
hervorrufen. Häufig wird versucht, die Wand-
lung ethischer Anschauungen zu unterbinden, 
indem die gefährdeten moralischen Normen zu 
Rechtsnormen erhoben und dem Schutz der 
Rechtsordnung unterstellt werden. Solche Ver-
änderungen in den Beziehungen zwischen 
Recht und Sittlichkeit vollziehen sich vor al-
lem dort, wo die Überzeugungskraft der sitt-
lichen Ordnung allein nicht mehr ausreicht, das 
Zusammenleben der Mitglieder einer Gesell-
schaft zu bestimmen, so daß sie regelmäßig 
zum Schutz der Herrschenden mit den Macht-
mitteln des Staates konserviert wird.
Die Befreiung des Rechts von bestimmten mo-
ralischen Überzeugungen ist im allgemeinen 
nur vorübergehender Natur. Die historische 
Erfahrung zeigt, daß die neuen sittlichen Nor-
men über kurz oder lang das Recht beherr-
schen und es neu „moralisieren". Dieser Pro-
zeß läßt sich sehr deutlich an Hand der Ent-
wicklung bestimmter Rechtsgebiete in den so-
zialistischen Staaten nachweisen. Gerade diese 
Staaten haben mit großer Zielstrebigkeit und 
Beharrlichkeit das eben von bürgerlicher Mo-
ral befreite Recht durch eine sozialistische 
Ethik neu aufgefüllt: Hier sei nur auf das Fa-
miliengesetzbuch (FGB) der DDR verwiesen, 
in dessen ursprünglich vorgesehener Präambel 
hervorgehoben wurde, daß die Familienbezie-
hungen von den Grundsätzen der sozialisti 



sehen Moral geprägt seien. Auf diese Intention 
des Gesetzgebers hat der Justizminister in sei-
ner Rede zur Begründung des FGB vor der 
Volkskammer ausdrücklich mit folgenden 
Worten hingewiesen: „Im Gesetz wird die für 
das Familienrecht besonders typische sehr 
enge Verflechtung zwischen Moral und Recht 
deutlich.“ „Eine solche Verflechtung von Recht 
und Moral ist nur möglich, weil — wie der 
Bericht des Politbüros der SED feststellt — 
die DDR ein sauberer Staat ist, in dem es 
unverrückbare Maßstäbe der Ethik und Moral, 
des Anstandes und der guten Sitten gibt“ 
(NJ 1966, 1). Darüber hinaus werden alle Be-
ziehungen der Bürger, wie Art. 19 Abs. 3 der 
DDR-Verfassung ausdrücklich hervorhebt, 
„durch die Grundsätze sozialistischer Moral 
geprägt".
Die sich ständig abwechselnden Perioden eines 
stark moralischen Rechts und einer weitgehend 
entsittlichten Rechtsordnung zeigen deutlich 
eine tatsächliche Verbindung von Recht und 
Moral. Rechtspflichten werden aus moralischen 
Gründen eingeschränkt oder neu geschaffen, 
sei es unmittelbar durch ausdrückliche Ge-
setzesänderung oder durch Gesetzesinterpre-
tation auf der Grundlage neuer Wertvorstel-
lungen. Insoweit besteht ein unleugbarer Zu-
sammenhang zwischen Recht und Moral.
Das Problem einer normativen Trennung oder 
Verbindung von Sittlichkeit und Recht 
kann allerdings nicht durch eine empirische 
Untersuchung geklärt werden. Aus der tatsäch-
lichen Einwirkung der Moral auf das Recht 
folgt nicht schon, daß die Rechtsordnung Teil 
der Sittenordnung ist. Ebenso kommt den 
durch die Erfahrung häufig festgestellten An-
tinomien von Rechtsnorm und Moralvorschrift 
keine Beweiskraft für die Trennung von 
Rechts- und Moralordnung zu. Durch eine Be-
schreibung solcher Beziehungen kann lediglich 
das wirkliche Verhältnis zwischen Recht und 
Moral, wie es in einer bestimmten geschicht-
lichen Situation besteht, geklärt, dagegen keine 
normative Trennung oder Verbindung nachge-
wiesen werden.

Die Frage nach einer normativen Trennung 
oder Verbindung von Recht und Moral hat 
nicht nur akademische Bedeutung. Im Ge-
genteil kommt ihr deshalb ein erheblicher 
praktischer Wert zu, weil die Rechtsprechung 
der Moralordnung im Gewand des Natur-
rechts Vorrang gegenüber dem positiven Recht 
einräumt und hieraus für das menschliche Zu-
sammenleben solche konkreten Folgerungen 
zieht wie das Verbot des Geschlechtsverkehrs 
außerhalb der Einehe. Eine Untersuchung über 
die Beziehungen von Grundgesetz und Sitten-

gesetz muß deshalb vorab die Grundsätze der 
Beziehungen von Recht und Sittlichkeit klären.
Der Gedanke einer Trennung von Recht und 
Moral ist verhältnismäßig jung. Noch bis ge-
gen Ende des 18. Jahrhunderts bestand die 
insbesondere auf die Scholastik zurückzufüh-
rende allgemeine Überzeugung, daß das Recht 
ein Teil der sittlichen Ordnung sei. Erst Chri-
stian Thomasius hat durch seine Unterschei-
dung des sittlich Guten (honestum) vom Ge-

rechten (iustum) in seinem epochemachenden 
Werk „Fundamenta iuris naturae et gentium" 
die Trennung von Sittlichkeit und Recht ein-
geleitet. Kant hat den Gedanken einer Unter-
scheidung von Rechts- und Tugendlehre auf-
gegriffen und in der „Metaphysik der Sitten" 
vertieft. Diese Theorie hat Fichte in der 
„Grundlage des Naturrechts nach Prinzipien 
der Wissenschaft" vervollständigt.
Die Trennung von Recht und Sittlichkeit ge-
hört auch, zum Credo der Rechtspositivisten. 
Wenn jedes Gesetz, das — der Verfassung ent-
sprechend — erzeugt worden ist und durchge-
setzt wird, Recht ist, so ist, wie Bergbohm in 
„Jurisprudenz und Rechtsphilosophie" aus-
drücklich zugesteht, auch das „miserabelste" 
Gesetz Recht. Wert oder Unwert des Gesetzes 
ist danach keine Rechtsfrage mehr, sondern 
allenfalls ein ethisches Problem, da die Beur-
teilung der „materiellen Güte“ gesetzten 
Rechts eines außerrechtlichen Maßstabs be-
darf. Diese Vorstellung hat in dem berühmten 
Wort des jüngeren Radbruch, der Richter habe 
„den Befehlen eines Paranoikers, der sich 
König dünkt, zu folgen", ihre eindringlichste 
Formulierung gefunden.



Dagegen wird die Identität von Recht und 
Sittlichkeit noch heute von den Vertretern des 
Naturrechts behauptet. Sie sehen den Zusam-
menhang zwischen Rechtsgesetz und sittlicher 
Ordnung vornehmlich darin, daß das Rechts-
gesetz auch eine sittliche Pflicht begründe und 
im Sittengesetz seine Verpflichtungsgrundlage 
und unübertretbare Schranke finde. Die Ver-
bindlichkeit und der Inhalt der grundlegenden 
Rechtsnormen gründen sich nach diesen Vor-
stellungen auf das Sittengesetz.
Das Problem der Abhängigkeit der Rechts-
regeln von den Moralvorschriften hat danach 
zwei wesentliche Aspekte: den der strukturel-
len Verschiedenheit bzw. Einheit von Rechts-
und Sittlichkeitsnorm und den der Rangord-
nung von Recht und Sittlichkeit. Beide Ge-
sichtspunkte sollen nachfolgend näher unter-
sucht werden.

2. Der Dualismus von Sittlichkeit und Recht

Eine Analyse der Entwicklungsgeschichte ge-
sellschaftlicher Ordnungsgefüge, wie sie von 
Theodor Geiger in seinen „Vorstudien zu 
einer Soziologie des Rechtes" durchgeführt 
wurde, zeigt, daß zwischen Recht und Moral 
ein genetischer Zusammenhang besteht. Beide 
sozialen Ordnungsformen haben historisch 
eine gemeinsame Wurzel in der kommunitären 
Ordnung, aus der heraus sie sich zu besonde-
ren Arten gesellschaftlicher Regeln entwickelt 
haben. Ihrer geschichtlichen Entstehung kann 
hier nicht nachgegangen werden, jedoch müs-
sen ihre Begriffsmerkmale bestimmt werden, 
um das gegenwärtige Verhältnis von Recht 
und Moral festzustellen.
Die noch heute vorherrschende Meinung be-
mißt die Zuordnung einer sozialen Regel zum 
Recht oder zur Moral in Anlehnung an Thoma-
sius und Kant nach ihrer Erzwingbarkeit. Da-
nach sei äußerer Zwang ein Merkmal des 
Rechts, wohingegen das moralische Gesetz 
durch den in der Vernunft begründeten inne-
ren Zwang gekennzeichnet sei. Hierbei wird 
allerdings übersehen, daß eine Vielzahl von 
Sollensanordnungen sowohl durch innere als 
auch durch äußere Macht erzwingbar ist und 
auch erzwungen wird. Auch gibt es Rechts-
normen, die — wie etwa viele Verfassungs-
normen — unerzwingbar sind. Deshalb ist das 
Unterscheidungsmerkmal nicht in der Art des 
inneren und äußeren Zwanges, sondern in der 
Gestalt des Zwangsträgers gesehen worden, 
so daß Rechtsnormen dort vorliegen sollen, wo 
der Zwang vom Staat und nicht von der Ge-
sellschaft ausgeübt wird.
Einen weiteren Unterschied hat man darin er-
blicken wollen, daß Recht und Sittlichkeit sich 

an verschiedene Normadressaten wenden 
Diesem Unterscheidungsmerkmal liegt die 
Vorstellung zugrunde, die Moral wende sich 
an die Menschen als Individuen, das Recht an 
die Menschen als Teile einer Gemeinschaft. 
Jedoch kennen wir sowohl ein Individualrecht, 
durch das dem einzelnen — wie in der Gewis-
sensfreiheit — die persönliche Selbstgestal-
tung zuerkannt wird, und ein Sozialrecht als 
auch eine Individual- und Sozialethik.
Auf das Verhältnis von Gesellschaft und Ein-
zelwesen gründet sich auch die Unterschei- 
düng, daß das Recht Erzeugnis der Gesell-
schaft und die Moral Produkt der Persönlich-
keit sei. Hierbei wird die Trennung von In-
dividuum und Gemeinschaft überschätzt und 
übersehen, daß auch das rechtliche Werturteil 
sich in einem individuellen Bewußtsein gebil-
det haben muß, denn die Gesellschaft urteilt 
nur, wie Eduard Spranger dargelegt hat, durch 
ihre Mitglieder. Insoweit könnte auch das 
Recht allenfalls als Integration subjektiver 
Vorstellungen über richtiges Verhalten ver-
standen werden.
Verfolgt man den genetischen Werdegang von 
Recht und Moral auf ihren gemeinsamen Ur-
sprung zurück, so lassen sich für beide Ord-
nungen zwei entgegengesetzte Entwicklungs-
linien feststellen. Während das Recht zuneh-
mend eine Institutionalisierung und damit eine 
Veräußerlichung erfahren hat, indem die Reak-
tion auf regelwidriges Verhalten nicht mehr 
unmittelbar von der Gesellschaft selbst, son-
dern von hierzu berufenen Institutionen aus-
geht, hat die Moral den Weg in die Verinner-
lichung angetreten. Das hat bereits Kant ge-
sehen und in seiner Unterscheidung der Ge-
setzgebung in eine „innere" (ethische) und 
eine „äußere" (juristische) theoretisch zu erfas-
sen versucht. Diese Differenzierung kommt 
auch in der schlagwortartigen und deshalb 
wissenschaftlich kaum brauchbaren Formulie-
rung zum Ausdruck: „Das Recht befasse sich 
mit äußerem, die Moral mit innerem Verhal-
ten.“
Zu Recht haben so hervorragende Juristen wie 
Del Vecchio, Somlö und Radbruch eingewen-
det, daß kein Gesetz einen Menschen als Mör-
der verurteilt, der aus Zufall oder Unachtsam-
keit einen anderen getötet hat. Der Hinweis 
von Hermann Kantorowicz („Der Begriff des 
Rechts"), daß alle ethischen Systeme im Gegen-
satz zum Recht eine bestimmte innere Haltung 
verlangten, kann ebenfalls nicht überzeugen, 
denn die Gesinnung als Gegenstand eines So - 
lenssatzes kann schon deshalb nicht das maß-
gebende Kriterium für die Unterscheidung von 
Moral und Recht sein, weil, was Kantorowicz 
verkennt, das gleiche äußere oder innere Ver 



halten sowohl sittlicher wie rechtlicher Bewer-
tung zugänglich ist und auch von dem Recht 
und der Moral bewertet wird. Deshalb schei-
det auch eine rein gegenständliche Trennung 
von Recht und Sittlichkeit von vornherein aus, 
da beide Normensysteme das gleiche soziale 
Verhalten normativ erfassen und sogar wider-
sprüchlich regeln können.
Eine theoretisch haltbare und praktisch brauch-
bare Differenzierung von Recht und Moral 
darf den genetischen Entwicklungsprozeß des 
Rechts in die Veräußerlichung und der Moral 
in die Verinnerlichung nicht unberücksichtigt 
lassen. Die hiernach begrifflich zu fassende Un-
terscheidung beider sozialer Ordnungsgefüge 
kann — wie dargelegt — weder vom Zweck 
noch vom Gegenstand oder der Quelle her be-
stimmt werden. Auch die Geltung kann kein 
Anknüpfungspunkt sein, weil hierin lediglich 
die spezifische Existenz eines Sollens gegen-
über der Existenz des Seins zum Ausdruck ge-
bracht wird. Der von der Wiener Schule ent-
wickelte normative Geltungsbegriff dient nur 
zur Begründung der Annahme, eine Norm 
fordere Verbindlichkeit: Eine Norm gilt, das 
heißt existiert nur, soweit sie sich aus einer 
anderen Norm ableiten läßt. Diese Methode 
bezieht sich nicht nur auf Rechtsnormen, son-
dern trifft auf alle sozialen Normen zu, so daß 
dieser Geltungsbegriff die verschiedenen 
Normgefüge wie Rechts- und Sittenordnung 
und damit ihre Differenzierung voraussetzt.
Das Unterscheidungsmerkmal von Recht und 
Moral kann deshalb nur in der Struktur der 
jeweiligen Normen und in der Art und Weise 
ihrer Wirksamkeit gesucht werden. Betrachtet 
man unter diesen Gesichtspunkten Rechtssätze 
näher, so zeichnen sie sich vor anderen Nor-
men durch ihren Zwangscharakter aus. Die 
Rechtsordnung versucht nämlich, ein bestimm-
tes Verhalten herbeizuführen, indem sie für 
den Fall abweichenden Verhaltens einen 
Zwangsakt statuiert, was den Moralnormen 
völlig fremd ist. Zwar mißbilligt auch die Ge-
sellschaft häufig die Übertretung von Moral-
vorschriften durch Sanktionen und setzt ihre 
Mitglieder durch Androhung von erheblichen 
Nachteilen unter Druck, um sie zu einem be-
stimmten, als moralisch angesehenen Verhal-
ten zu zwingen. Der wesentliche Unterschied 
zwischen beiden Normarten besteht aber 
darin, daß im Recht der Zwangsakt nicht nur 
von vornherein gewollt, sondern auch gesollt 
ist, wohingegen die Struktur der Moralnorm 
den gesollten Zwangsakt als Sanktion nicht 
kennt.
Typisches Kennzeichen für jede Rechtsnorm 
ist der Befehl, bei Mißachtung des vorgeschrie-
benen Verhaltens den in der Norm angedroh-

ten Zwangsakt durchzusetzen und die Durch-
setzung zu dulden. Hiernach soll der Verbre-
cher seine Strafe erleiden und der Schuldner 
die Vollstreckung in das Vermögen zulassen. 
Dagegen sieht die Moralnorm einen irgendwie 
gearteten Zwangsakt nicht vor. Sie will den 
Adressaten nur zu einem bestimmten Verhal-
ten veranlassen, ohne daß sie irgend jemand 
für den Fall der Zuwiderhandlung ermächtigt, 
Zwangsmaßnahmen zu ergreifen, die der 
Normadressat zu dulden verpflichtet wäre. 
Daß es innerhalb der Rechtsordnung auch Nor-
men gibt, die selbst unmittelbar keine Sank-
tion vorsehen, steht dieser Darlegung nicht 
entgegen. Denn auch diese Vorschriften be-
stimmen die Bedingungen, unter denen ein 
rechtmäßiger Zwangsakt ergehen darf, indem 
sie als „unselbständige" Normen Teil solcher 
Normen sind, die bestimmte Zwangsakte sta-
tuieren. Auch sanktionslose, aber als Rechts-
pflichten anerkannte Naturalobligationen (z. B. 
Ehemaklerlohn), die nicht einklagbar sind, 
aber den Rechtsgrund für die einmal erbrachte 
Leistung bilden, lassen sich ohne Schwierig-
keiten in dieses System einordnen, erkennt 
man sie als Einschränkungen einer ansonsten 
Sanktionen begründenden Norm.

Mit der Struktur der Rechtsordnung als 
Zwangsordnung verbunden ist die spezifische 
Art ihrer Wirksamkeit. Sie ist wirksam, wenn 
die Sollensordnung freiwillig befolgt oder der 
Zwangsakt durchgesetzt wird, ohne daß es dar-
auf ankäme, aus welchem Grund der von der 
Norm verfolgte Zweck erfüllt wird. Dagegen 
ist die Wirksamkeit einer moralischen Norm 
ausschließlich davon abhängig, daß sie vom 
einzelnen beobachtet wird. Zwar kann auch die 
Erfüllung eines moralischen Verhaltens er-
zwungen werden, aber dieser Zwang ist nicht 
normativ statuiert. Handelt deshalb jemand 
allein aufgrund des tatsächlich angedrohten 
Zwangs und nicht, weil er dieses Gebot als 
verbindlich betrachtet, so liegt keine Hand-
lung vor, die als Verwirklichung der Moral-
norm gewertet werden kann — die Moralord-
nung ist trotz ihrer tatsächlichen Realisierung 
insoweit unwirksam. Notwendige Vorausset-
zung ist, daß der einzelne den an ihn ergan-
genen Befehl befolgt, weil er ihn als für sich 
verpflichtend erkannt hat. Hierbei ist jedoch 
gleichgültig, ob die sittliche Norm vom eige-
nen Gewissen gesetzt oder von Außenstehen-
den an ihn herangetragen worden ist; sie gilt 
als sittliche Sollensanordnung unbedingt. Je-
doch ist sie nur wirksam, wenn und soweit sie 
vom einzelnen als Pflicht anerkannt und be-
folgt wird.
Sind die Normen des Rechts und der Moral 
verschieden strukturiert und werden sie in 



spezifischen Formen wirksam, so daß sie als 
unterschiedliche Normensysteme erkannt sind, 
dann können sie in verschiedene Beziehun-
gen zueinander treten. Betrachtet man die tat-
sächlich bestehenden Verbindungen zwischen 
Recht und Sittlichkeit, so regeln beide Nor-
mensysteme überwiegend das gleiche soziale 
Verhalten. Hierbei stimmen regelmäßig einige 
Vorschriften inhaltlich überein, andere schrei-
ben dem einzelnen ein gegensätzliches Verhal-
ten vor. Da beide Arten von Normen ihre Be-
folgung fordern, ist eine Konfliktlösung dort 
notwendig, wo sich beide Normen widerspre-
chen.
Nur ein Scheinkonflikt liegt vor, wenn bei 
einem Widerspruch von Rechts- und Moral-
norm das Recht oder die Moral der jeweils 
anderen Ordnung den Vorrang einräumt. Der-
artige systemimmanente Lösungen ermögli-
chen zahlreiche Rechtsordnungen, indem sie in 
Generalklauseln wie „Treu und Glauben", 
„Verkehrssitte", „gute Sitten" u. a. den sittli-
chen Vorstellungen Eingang in das Recht ver-
schaffen. Eine hervorragende Bedeutung 
kommt hierbei der in Art. 4 GG garantierten 
Gewissens- und Bekenntnisfreiheit zu, die es 
dem einzelnen ermöglicht, seine sittlichen Vor-
stellungen gegen widersprechende Rechtsnor-
men durchzusetzen.
Auch die Aufnahme des Sittengesetzes als 
Grundrechtsschranke in das Grundgesetz dient 
der Lösung von Konflikten des Grundrechts 
auf allgemeine Handlungsfreiheit mit den vom 
Sittengesetz statuierten Verboten. Darüber 
hinaus kann das Recht Widersprüche von Recht 
und Moral auch für die gesamte Rechtsord-
nung und nicht nur für einzelne Sachbereiche 
lösen, indem es seine Verbindlichkeit von der 
Vereinbarkeit mit sittlichen Normen abhängig 
macht. Eine solche Konfliktlösung kommt in 
der Radbruchschen Formel zum Ausdruck, wo-
nach ein positives Gesetz als „unrichtiges 
Recht" dann der Gerechtigkeit weichen müsse, 
wenn der Widerspruch zwischen Gesetz und 
Gerechtigkeit ein unerträgliches Maß erreicht 
habe. Diesen Grundsatz hat das Bundesverfas-
sungsgericht als ungeschriebene Norm des 
Grundgesetzes festgestellt, so daß für unsere 
Rechtsordnung davon ausgegangen werden 
kann, ein extrem „unsittliches" Gesetz sei ver-
fassungswidrig.
Andererseits kann auch das Moralgesetz den 
einzelnen anweisen, einem bestimmten Rechts-
gebot den Vorrang gegenüber dem Sittenver- 
bot zuzubilligen. Ein Wert kommt jeder 
Rechtsnorm unabhängig von ihrem Inhalt 
schon deshalb zu, weil sie als Ordnungsvor-
schrift zumindest Sicherheit insoweit gewährt, 
als jeder Normadressat erkennen kann, wel-

ches Verhalten von ihm erwartet wird. Damit 
erst wird eine Koordination und Berechenbar-
keit des Gebarens überhaupt möglich, so daß 
der einzelne auch die Konsequenzen absehen 
kann, die ihn für den Fall eines von der Regel 
abweichenden Verhaltens treffen. Deshalb sind 
Moralnormen denkbar, die den einzelnen um 
der Rechtssicherheit und damit der allgemei-
nen Ordnung willen anweisen, auch — in ge-
wissen Grenzen — unsittliche Rechtsvorschrif-
ten zu befolgen.
Diese Auflösungen eines Widerstreits zwi-
schen rechtlichen und sittlichen Normen sind 
jedoch ausschließlich systemimmanent, so daß 
bei genauerer Betrachtung in diesen Fällen un-
sittliche Rechtsnormen und rechtswidrige Mo-
ralnormen im Grunde gar nicht wirksam wer-
den können.
Aber nicht immer finden Konflikte sittlicher 
Normen mit Rechtsvorschriften eine system-
immanente Lösung; häufig stehen sich beide 
Ansprüche unversöhnlich gegenüber, weil we-
der die Rechts- noch die Moralnorm der ent-
gegenstehenden Regelung den Vorrang ein-
räumt. In dieser Situation wird beständig be-
hauptet, die Rechtsnorm könne kein Recht 
sein, wenn das gebotene Verhalten nicht auch 
„richtig" sei. Dabei geht man von der Voraus-
setzung aus, Moral- und Rechtsordnung stän-
den in einem Uber- und Unterordnungsver-
hältnis. Auf dieser Grundlage ist die Schlich-
tung eines Widerstreits von Recht und Mo-
ral theoretisch jedoch nur möglich, sofern eine 
beiden Normensystemen übergeordnete Ord-
nung nachgewiesen werden kann. Nur in einer 
Recht und Moral umfassenden Ordnung, die 
der Moral gegenüber dem Recht einen höheren 
Rang zuordnet, könnte die Trennung beider 
Systeme aufgehoben und ein Konflikt norma-
tiv gelöst werden. Eine solche Ordnung, in der 
Recht und Moral lediglich Teilordungen wären, 
läßt sich aber wissenschaftlich ebensowenig 
nachweisen wie die Richtigkeit der Behaup-
tung, die Rechtsordnung sei ein Teil der Sitten-
ordnung, aus der das Recht seine Verbindlich-
keit ableite.
Es gehört zu den großen Verdiensten Kants, 
nachgewiesen zu haben, daß Sein und Sollen 
zwei unterschiedliche Kategorien sind. Sein 
und Sollen stehen in einer formallogischen Un-
überbrückbarkeit zueinander, die es unmög-
lich macht, aus den vorhandenen Seinsgegeben- 
heiten auf eine bestimmte verbindliche Sol-
lensordnung zu schließen. Wie aus dem, was 
sein soll, nicht folgt, daß etwas ist, folgt nicht 
aus dem, was ist, daß es sein soll. Normen 
schreiben vor, daß etwas sein soll. Sie zielen 
darauf ab, einen anderen zu einem bestimmten 
Verhalten zu bewegen. Sollenssätze sagendes 



halb nichts aus über etwas, das ist oder nicht 
ist; sie beschreiben nicht die Wirklichkeit, son-
dern wollen auf die Wirklichkeit einwirken. 
Eine Überwindung dieses Gegensatzes zwi-
schen Sein und Sollen, Denken und Wollen, 
Wahrheit und Geltung ist der menschlichen 
Vernunft nicht zugänglich; vielmehr ist dieser 
grundsätzliche Unterschied dem rationalen 
Denken als unaufhebbarer Dualismus unmit-
telbar vorgegeben. Eine Einheit von Erkennt-
nis und Willen, Sein und Sollen kann nur in 
einer außermenschlichen Vernunft begründet 
sein. Ein Träger einer absoluten Vernunft, die 
zugleich Erkenntnis- und Willensfunktion ist, 
läßt sich aber vom wissenschaftlich rationalen 
Standort nicht beweisen, so daß jede wissen-
schaftliche Erkenntnis einer dem Menschen 
vorgegebenen Sollensordnung ausgeschlossen 
ist. Eine den Menschen vorgegebene und von 
ihnen hinzunehmende Ordnung unwandelba-
rer und unabänderbarer Normen als Ausdruck 
einer göttlichen oder natürlichen Ordnung 
kann nur gedacht oder geglaubt werden. Es 
muß daher von vornherein jeder wissenschaft-
liche Versuch scheitern, aus der Natur oder 
dem Wesen des Menschen verbindliche Sollens-
anordnungen zu deduzieren. Auch kann auf 
keine absolute Norm zurückgegriffen werden, 
weil sie einen absoluten Willen voraussetzt, 
dessen Sinn allenfalls im Glauben als Gottes-
wille erfahren werden kann. Deshalb muß jede 
Aussage über den Inhalt eines solchen Willens 
Spekulation bleiben. Läßt sich aber die Gel-
tung einer absoluten, Recht und Moral überge-
ordneten Normordnung nicht nachweisen, so 
ist ein Konflikt zwischen beiden Ordnungen 
normativ nicht zu lösen.

Die Entscheidung über den Vorrang der gegen-
sätzlichen Anforderungen von Rechts- und 
Moralnorm ist deshalb ausschließlich ein Pro-
blem der Durchsetzung und damit eine Macht-
frage. Hierüber bestimmt vorerst das Indivi-
duum selbst, indem es seinen psychischen In-
tentionen entsprechend den moralischen oder 
rechtlichen Anforderungen nachkommt. Nur 
sofern es die rechtliche Norm unbeachtet läßt, 
setzt es sich den angedrohten Zwangsmaßnah-
men des Staates aus. In diesem Fall hängt der 
Ausgang des Widerstreits von der Effektivität 
des Rechts ab.

Hiernach ist die weit verbreitete Ansicht, daß 
der Rechtspositivismus als Wissenschafts-
theorie für das Versagen der Juristen während 
der nationalsozialistischen Herrschaft verant-
wortlich sei, nicht haltbar. Jede Rechtsnorm 
tritt unabhängig von ihrem Inhalt mit dem 
Anspruch auf, befolgt zu werden. Ob der ein-
zelne Normenadressat jeder Anordnung nach-
kommt, entscheidet er selbst. Insoweit kann 

die Rechtsnorm Gegenstand eines sittlichen 
Urteils sein, wobei sich das Ergebnis dieser 
Entscheidung ausschließlich nach der sittlichen 
Überzeugung desjenigen bemißt, an den sich 
die Rechtsvorschrift wendet.

Die Rechtsvorschrift „Befehl ist Befehl" besitzt 
demnach für den einzelnen nur den Wert, der 
ihr nach seinen sittlichen Vorstellungen zu-
kommt. Wenn die Juristen während des Drit-
ten Reiches auch unmenschliche Gesetze be-
folgt haben, weil es nach den rechtspositivisti-
schen Lehren Rechtsbestimmungen waren, so 
beruht dieses Versagen ausschließlich auf der 
sittlichen Überzeugung des Individuums, auch 
unmenschliche Befehle ausführen zu müssen. 
Nicht die Auffassung des Rechtspositivismus 
vom Gesetz und seiner Geltung hat die Juri-
sten und das Volk wehrlos gegen die grau-
samen und verbrecherischen Gesetze gemacht, 
sondern die falsche sittliche Einstellung zum 
Recht; denn der Stellenwert des Rechts in der 
Wertordnung des Richters oder Staatsanwaltes 
bestimmt sich ausschließlich nach seiner sitt-
lichen Beurteilung.

Das Naturrechtsdenken vermag in der konkre-
ten Anwendung eines verbrecherischen Ge-
setzes keine grundsätzlich andere Lösung an-
zubieten, was schon daraus folgt, daß das 
Naturrecht selbst nur Ausdruck bestimmter 
sittlicher Vorstellungen ist. Selbst wenn man 
in dem naturrechtswidrigen Gesetz kein Recht 
sehen wollte, wäre jedem einzelnen die Ent-
scheidung, dem rechtswidrigen Gesetzesbefehl 
zu gehorchen oder den Gehorsam zu versagen, 
nicht abgenommen. Vielmehr müßte er ent-
weder aufgrund der Norm der Sittlichkeit oder 
der des Naturrechts darüber befinden, ob er 
die unsittlichen Rechtsnormen bzw. die natur- 
rechtswidrigen Gesetzesbefehle befolgt. In bei-
den Fällen wird er die gesetzlich angedrohten 
Zwangsmaßnahmen auf sich nehmen müssen, 
falls er den Gesetzesbefehl mißachtet und dem 
Gebot des Naturrechts folgt. Die Flucht in das 
Naturrecht bietet keinen Ausweg aus dem auf- 
gezeigten Dilemma. Das Naturrecht verschiebt 
die Probleme lediglich auf eine andere begriff-
liche Ebene, ohne ein in der Sache anderes Lö-
sungsmodell entwickelt zu haben. Ein erfolg-
reicher Widerstand der Juristen gegen die na-
tionalsozialistischen Gesetze hing — abgese-
hen von den tatsächlichen Machtverhältnissen 
— nicht von der bloßen Anerkennung oder 
Ablehnung eines Naturrechts ab; denn der 
Satz „Befehl ist Befehl, Gesetz ist Gesetz" 
kann auch als ein Gebot des Naturrechts be-
hauptet werden, das insoweit für den einzel-
nen ebenso verbindlich sein kann, wie die ge-
genteilige Regelung. Jedes dieser Gebote steht 
dem Richtigen gleich nah und gleich fern — es 



sei denn, es gäbe ein für alle Menschen ver-
bindliches Sittengesetz, das als allgemeiner 
und objektiver Maßstab für richtiges Verhal-
ten zur Beurteilung herangezogen werden 
kann.

3. Das Sittengesetz

Sind Recht und Moral als zwei Arten von Nor-
mensystemen erkannt worden, die als Sollens-
ordnungen unabhängig voneinander gelten, so 
können sie gleichwohl zueinander in engste 
Beziehung treten. Das geschieht beispielsweise 
im Grundgesetz durch Art. 2 Abs. 1, der 
das Sittengesetz als Grundrechtsschranke be-
stimmt. Hier wird der Moral eine rechtliche 
Geltung zuerkannt, so daß sie unmittelbar 
rechtliche Wirksamkeit entfalten kann. Aller-
dings bleibt offen, was unter dem Sittengesetz 
im Sinne des Grundgesetzes zu verstehen ist. 
Dabei geht es nicht nur um das Problem, ob 
alle vorhandenen Moralvorschriften in das 
Grundgesetz einbezogen worden sind, sondern 
vorrangig um die grundsätzliche Frage nach 
der Geltung nur eines Sittengesetzes oder ver-
schiedener Sittengesetze. Gilt nur ein einziges 
Sittengesetz, so kann das Grundgesetz nur auf 
dieses Bezug genommen haben; im übrigen 
müßte untersucht werden, welches von meh-
reren es meint.
Die Geltung eines allgemeinverbindlichen Sit-
tengesetzes wird von den Vertretern des Wert- 
Objektivismus bejaht. Sie gehen davon aus, 
daß es außer subjektiven Werten, die nur gel-
ten, weil sie von Individuen gesetzt sind, auch 
übersubjektive, also objektive gebe, die zeit-
lose Geltung besäßen. Diese Wertordnung 
wird entweder als im Sein begründet gesehen 
oder als unabhängige Welt des „Geltens" ge-
dacht. Demgegenüber leugnet der ethische Re-
lativismus jede Existenz objektiver Werte und 
anerkennt deshalb auch keine absoluten 
Wertmaßstäbe. Danach gibt es weder ein an 
sich Gutes oder Gerechtes noch Böses oder 
Ungerechtes, vielmehr kann zu verschiedenen 
Zeiten bei verschiedenen Völkern dasselbe für 
gut und schlecht, gerecht und ungerecht gehal-
ten werden, wie die Geschichte der Völker und 
Kulturen zeigt,
Zu Recht ist gegen diese Begründung eines 
ethischen Relativismus eingewendet worden, 
daß die Wandlungen und Entwicklungen im 
sittlichen Leben der Menschen noch kein Be-
weis gegen den Wertobjektivismus sind. Daß 
unterschiedliche Wertungen vorgenommen 
und damit verschiedene Werte gesetzt werden, 
schließt nicht schon die Geltung solcher Werte 
aus, die verbindlich vorschreiben, wie gewer-
tet werden soll. Ebensowenig zutreffend ist 
aber auch der als Gegenbeweis vorgebrachte 

Einwand, daß es trotz aller Modalitäten mora-
lischer Vorstellungen einen Kern sittlicher 
Wertungen gebe, der selbst von primitiven 
Kulturen als verbindlich anerkannt werde; 
denn auch hier kann nicht aus der bloßen in-
haltlichen Übereinstimmung moralischer Nor-
men auf die Existenz eines objektiven und 
absoluten Sittengesetzes geschlossen werden. 
Es ist bereits bei dem Problem der Trennung 
von Recht und Moral festgestellt worden, daß 
eine absolute Wertordnung wissenschaftlich 
nicht nachgewiesen werden kann. Die dazu ge-
machten Ausführungen stehen auch der An-
nahme eines ethischen Absolutismus entgegen. 
Will man nämlich von einer objektiven und 
absoluten ethischen Wertordnung ausgehen, 
die in Inhalt und Geltung nicht durch Wer-
tungsakte des Individuums bedingt ist, so muß 
belegt werden, daß sittliche Werte außerhalb 
und unabhängig von menschlichen Willensak-
ten gelten. Allgemeine Übereinstimmung be-
steht darüber, daß es sittliche Werte gibt, die 
nur existieren, weil sie von Menschen gesetzt 
sind. Sie gelten entweder nur für einen ein-
zelnen, oder aber bestimmtes Verhalten wird 
gleichzeitig von mehreren Menschen als posi-
tiv oder negativ bewertet. Streitig ist, ob es 
darüber hinaus sittliche Werte gibt, die zeitlos 
gelten und an jeden einzelnen mit der Forde-
rung herantreten, wie er selbst zu werten und 
dann demgemäß zu handeln hat.
Die Geltung solcher Werte läßt sich nicht allein 
aus der Natur des Menschen begründen und 
kann deshalb nur als dem Menschen vorge-
geben behauptet werden. Insoweit aber setzt 
ein absolutes Sittengesetz wie jede absolute 
Norm einen absoluten Willen voraus, denn 
nur außerhalb eines menschlichen Wollens 
kann das absolute sittliche Sollen als Sinn 
eines Willens gelten, wie bereits früher nach- 
gewiesen wurde. Diese Denkweise setzt die 
Existenz einer außerweltlichen Wirklichkeit 
voraus, die unmittelbar in das weltliche Ge-
schehen einwirkt. Sie anerkennt, wie Maihofer 
zutreffend formuliert hat, die „Wirklichkeit 
eines überwirklichen". Ein solches mythologi-
sches Denken muß von einer übernatürlichen 
Ethik ausgehen, die sich ihrerseits auf die Vor-
stellung gründet, daß durch eine überweltliche 
Macht Ordnung gestiftet wird. Damit kann 
ein absolutes Sittengesetz nur als theonome 
Moral verstanden werden, die das Sittengesetz 
auf Gott zurückführt. Nur von einer außer-
menschlichen Autorität können Normen sta-
tuiert werden, denen alle verbindlich unter-
worfen sind, so daß sie Maßstab auch für von 
Menschen gesetzte Werte sein können. Der 
Nachweis einer göttlichen Vernunft oder eines 
göttlichen Willens läßt sich wissenschaftliih 
jedoch nicht führen. Das Dasein Gottes kann 



nur außerhalb einer rationalen Erkenntnis 
erfahren werden. Aber selbst wenn man 
von der Existenz eines absoluten Gesetz-
gebers ausgehen wollte, so könnten inhaltlich 
bestimmte Normen nur unter der unbeweis-
baren Voraussetzung abgeleitet werden, daß 
der Mensch die Fähigkeit zur Erkenntnis die-
ser vorgegebenen Ordnung absoluter Werte 
besitzt. Theorien, die sich auf derartige Vor-
aussetzungen gründen, verbleiben im Bereich 
religiöser Interpretationen und müssen vom 
Standort der Wissenschaft als Spekulation un-
beachtet bleiben. Jedes System, das eine solche 
Arbeitshypothese ablehnt, muß die Anerken-
nung eines absoluten Sittengesetzes ausschlie-
ßen. Eine allein auf die Autonomie des Men-
schen gegründete Moral muß dagegen grund-
sätzlich relativ sein, weil sie das Produkt in-
dividueller Wertung ist. Keiner Wertsetzung 
unter Menschen kann deshalb absolute Richtig-
keit zuerkannt werden.
Dieses Ergebnis wird nicht schon dadurch wi-
derlegt, daß der Wertskeptiker selbst davon 
überzeugt sein kann, eine bestimmte Wertung 
sei „objektiv" richtig. Die Relativität der 
Werte bedeutet nur, daß von einem wissen-
schaftlich-rationalen Standort aus unwandel-
bare und unabänderbare Werte nicht erkannt 
und bewiesen werden können. Damit ist nicht 
ausgeschlossen, daß der einzelne in anderer 
Weise ein Empfinden haben kann, das ihm die 
Gewißheit vermittelt, gut oder schlecht zu han-
deln. Eine solche innere Überzeugung ist auch 
für viele Relativisten die Grundlage ihrer tat-
sächlichen Werthaltung gewesen. So hat Max 

Weber, der mit Entschiedenheit die Überzeu-
gung vertreten hat, daß Wertfragen wissen-
schaftlicher Erkenntnis nicht zugänglich seien, 
gefordert, keiner dürfe willkürlich handeln, 
sondern habe das im einzelnen ausgeprägte 
Menschentum zu entfalten. Nur innerhalb die-
ser persönlichen Werterfahrung, nicht aber im 
Bereich wissenschaftlich-rationaler Erkenntnis 
kann deshalb von einer „Objektivität der 
Werte" gesprochen werden.
Kann demnach vom Standpunkt des Wert-
relativismus eine absolute Sittenordnung nicht 
anerkannt werden, so ist damit nur der abso-
luten Geltung von ethischen Normen entge-
gengetreten, nicht aber die Existenz jeglicher 
Werte geleugnet worden. Sittliche Werte exi-
stieren nämlich dort, wo sittliche Sollensan-
ordnungen gelten, die vorschreiben, wie man 
sich zu verhalten hat. Damit können eine Viel-
zahl sich auch widersprechender Sittenordnun-
gen nebeneinander bestehen, ohne daß eine 
von ihnen für sich in Anspruch nehmen kann, 
eine andere Wertsetzung sei unmöglich. Zu-
lässig ist lediglich die Beurteilung einer sol-
chen Wertung am Maßstab einer anderen Mo-
ralordnung. Insoweit kann auch eine Rechts-
ordnung moralisch oder unmoralisch oder bei-
des zugleich sein.
Steht damit fest, daß in einer Gemeinschaft 
mehrere Sittengesetze nebeneinander gelten 
können, so ist es ausschließlich eine Frage 
der positiv-rechtlichen Regelung, welche sitt-
lichen Normen vom Grundgesetz mit Rechts-
wirkung ausgestattet worden sind. Die Ant-
wort darauf muß das Grundgesetz erteilen.

III. Das Sittengesetz im Grundgesetz

1. Das Sittengesetz im Verständnis der Recht-
sprechung und Rechtswissenschaft

Die Trennung von Recht und Sittlichkeit ge-
stattet es grundsätzlich nicht, Normen der Sitt-
lichkeit bei der Entscheidung von Rechtsfragen 
anzuwenden. Nur ausnahmsweise können sol-
che Nonnen in das Recht unmittelbar einwir-
ken, dann nämlich, wenn das Recht sie in sei-
nen Geltungsbereich einbezieht. Soll deshalb 
ein sittliches Gebot rechtliche Bedeutung er-
langen, so muß es der Gesetzgeber ausdrück-
lich aussprechen. Die Verbindlichkeit der Mo- 
ralnorm im Rechtsbereich gründet sich in die-
sem Fall auf eine rechtliche Vorschrift, die 
allein deren Anwendung rechtfertigt.
Auch die deutsche Rechtsordnung enthält 
einige Rechtsnormen, die ausdrücklich auf sitt-
liche Regeln verweisen. Unter diesen Bestim-
mungen kommt Art. 2 Abs. 1 GG, der die Ent-

faltung der Persönlichkeit gewährleistet, eine 
hervorragende Bedeutung zu, weil dort das 
Sittengesetz als Grundrechtsschranke aner-
kannt wird. Der Einfluß des Sittengesetzes auf 
die Rechtsordnung ist besonders dann gewich-
tig, wenn man mit der herrschenden Recht-
sprechung und Rechtslehre das Sittengesetz 
als Schranke auch aller anderen Grundrechte 
anerkennt und ihm die Priorität gegenüber der 
„verfassungsmäßigen Ordnung" einräumt. Es 
ist deshalb für die Reichweite der Grundrechte 
von außerordentlicher Bedeutung, was unter 
„Sittengesetz" im Sinne des Grundgesetzes zu 
verstehen ist, zumal nach Meinung des Bun-
desverfassungsgerichts sämtliche sittenwidri-
gen Gesetzesnormen nicht zur verfassungs-
mäßigen Ordnung gehören.

Offensichtlich aus Sorge um den Bestand 
christlich-abendländischer Sittlichkeit hat der 



Bundesgerichtshof sich in seinem bekannten 
Urteil zum Geschlechtsverkehr unter Verlob-
ten (BGHSt 6, 46) zur außergeschichtlichen ab-
soluten Geltung des Sittengesetzes bekannt 
und damit einen dem ethischen Wertrelativis-
mus, der weitgehend für den vermeintlichen 
Sittenverfall verantwortlich gemacht wird, 
entgegengesetzten ideologischen Standpunkt 
eingenommen. Wenn dort vom Sittengesetz 
gesagt wird, sein Inhalt könne sich „nicht des-
wegen ändern, weil die Anschauungen über 
das, was gilt, wechseln“, sondern es gelte „aus 
sich selbst heraus", so wird den sittlichen Nor-
men eine unbedingte Geltung zuerkannt, die 
sich auf eine dem Menschen vorgegebene und 
von ihm hinzunehmende „Ordnung der Werte" 
gründet. Dementsprechend versteht der 
Bundesgerichtshof in Anlehnung an die ortho-
doxen Lehren des Neuthomismus und anderer 
traditioneller philosophischer Denkrichtungen 
sowie einer metaphysischen Moraltheologie 
unter dem Sittengesetz eine „hinzunehmende 
Ordnung der Werte und der das menschliche 
Zusammenleben regierenden Sollenssätze", die 
dem Menschen erkennbar vorgegeben und un-
abhängig von der Anerkennung der Rechts-
genossen oder dem Wechsel der Anschauun-
gen über das jeweils Gültige allgemein ver-
bindlich sind.
Allerdings fehlt in der Urteilsbegründung je-
der Nachweis für die Richtigkeit der höchst-
richterlichen Werterkenntnis. Wird vom Ge-
richt die Einehe gefordert, „weil der Sinn und 
die Folge des Verkehrs das Kind ist", so 
könnte Grundlage der abgeleiteten Norm die 
„Natur der Sache" sein. Gerade hieraus aber 
läßt sich mit guten Gründen ebenso die Viel-
ehe folgern. Andererseits könnte sich das 
Urteil auch auf eine absolute Anthropologie 
gründen, heißt es doch darin, die Einehe sei 
dem Menschen um der personalen Würde und 
der Verantwortung der Geschlechtspartner 
willen gesetzt. Das Bekenntnis des BGH zu 
einer christlichen Anthropologie kommt auch 
in seinem Gutachten (BGHZ 11 Anhang S. 34) 
zur Gleichberechtigung der Geschlechter zum 
Ausdruck, wenn dort ausgeführt wird: „Streng 
verschieden sind (Mann und Frau), aber nicht 
nur im eigentlich Biologisch-Geschlechtlichen, 
sondern auch in ihrer seinsmäßigen, schöp-
fungsmäßigen Zueinanderordnung zu sich und 
dem Kind in der Ordnung der Familie. Die 
Familie ist von Gott gestiftet und deshalb für 
den menschlichen Gesetzgeber undurchbrech- 
bar. Die Familie ist nach der Schöpfungsord-
nung eine streng ihrer eigenen Ordnung fol-
gende Einheit; Mann und Frau sind ,ein 
Fleisch' .... Innerhalb der strengen Einheit 
der Familie sind Stellung und Aufgabe von 
Mann und Frau durchaus verschieden. Der

Mann zeugt die Kinder, die Frau empfängt, ge-
biert und nährt sie und zieht die Unmündigen 
auf. Der Mann sichert, vor allem nach außen 
gewandt, Bestand, Entwicklung und Zukunft 
der Familie; er vertritt sie nach außen hin, in 
diesem Sinne ist er ihr ,Haupt'. Die Frau wid-
met sich, vorwiegend nach innen gewandt, der 
inneren Ordnung und dem inneren Aufbau der 
Familie.“
Der Bundesgerichtshof hat sich mit seinem Be-
kenntnis zu einem absoluten Sittengesetz und 
seiner Erkennbarkeit nicht begnügt. Er hat aus 
seiner Beschreibung solche konkreten Normen 
abgeleitet wie das Verbot des Geschlechtsver-
kehrs außerhalb der Einehe, Gebot des ehe-
lichen Verkehrs ausschließlich zum Zwecke der 
Zeugung, Verbot des Selbstmordes und Gebot 
zur gegenseitigen Hilfeleistung.
Das Bundesverfassungsgericht hat sich dem 
Bekenntnis des Bundesgerichtshofes zur Gel-
tung eines absoluten Sittengesetzes nicht an-
geschlossen. In seiner Entscheidung über die 
Homosexualität (BVerfGE 6, 389) versteht es 
das Sittengesetz als eine von Menschen ge-
staltete zeit- und raumgebundene Ordnung 
die von den jeweiligen Wertungen der Ge-
sellschaft abhängig sei. Jedoch hat das Ge-
richt bisher eine vollständige Definition des 
Sittengesetzes nicht gegeben.
Es ist deshalb nicht verwunderlich, wenn in 
der übrigen Rechtsprechung die unterschied-
lichsten Anschauungen über Begriff und Inhalt 
des Sittengesetzes bestehen. So soll, beispiels-
weise nach dem Bayerischen Obersten Landes-
gericht (BayObLGnF 1963, 60), das sich aus-
drücklich auf das Bundesverfassungsgericht be-
ruft, ein Verstoß gegen die Sittlichkeit vor-
liegen, sobald feststeht, daß die soziale Ge-
meinschaft die Handlung als im Widerspruch 
zu der vom Volk als verbindlich anerkannten 
sittlichen Wertordnung stehend betrachtet. Das 
Bundesverwaltungsgericht (BVerwGE 10, 164) 
versteht unter dem Sittengesetz die „allge-
meinen grundlegenden Anschauungen über die 
ethische Gebundenheit des einzelnen in der 
Gemeinschaft", wohingegen das Oberverwal-
tungsgericht (OVG) Hamburg (DVB1. 1953,538) 
betont, daß sich das nach Art. 2 Abs. 1 GG 
maßgebliche Sittengesetz nicht in der Respek-
tierung ethischer Normen erschöpfe, sondern 
auch die Wahrung der Sittlichkeit i. S herr-
schender Moralvorstellungen vor allem au 
geschlechtlichem Gebiet umfasse.
Auch in der Rechtswissenschaft gehen die 
Meinungen über das, was als Sittengesetz zu 
verstehen ist, weit auseinander. Zu ihnen ge-
hört die Vorstellung vom „ewigen" Sittenge-
setz, das von Gott als dem Urheber jeder sit 
liehen Norm in die Herzen der Menschen ein 



geschrieben sei, ebenso wie die vom „wandel-
baren" Sittengesetz, das sich nach den jeweils 
herrschenden Ansichten bestimme. Inhaltlich 
wird das Sittengesetz mit der christlichen, na-
türlichen oder abendländischen Sittenordnung 
gleichgestellt, wobei offen bleibt, welche Nor-
men zu welchem Kodex gehören. Uneinigkeit 
besteht auch darüber, ob sich das Sittengesetz 
auf die zeitlosen ethischen Normen be-
schränkt, ob es sich nur auf die zehn Gebote 
bezieht oder auch die Regeln von Treu und 
Glauben umfaßt. Ebenso unklar ist, wonach 
sich die Verbindlichkeit der Anschauung be-
mißt, wenn einerseits die Anschauungen der 
Mehrheit des Volkes zur Begründung des Sit-
tengesetzes nicht für erheblich gehalten wer-
den, andererseits die Geltungsfrage letztlich 
statistisch behandelt werden soll. Andere leh-
nen die Geltung eines Sittengesetzes über-
haupt ab und leugnen deshalb jede rechtliche 
Bedeutung dieser Grundrechtsschranke.
Eine Klärung dieser nur beispielhaft angeführ-
ten widersprüchlichen Ansichten in Rechtspre-
chung und Rechtswissenschaft kann für den 
Juristen kein ethisches oder rechtsphilosophi-
sches Problem, sondern nur eine juristische 
Frage sein. Das Sittengesetz ist hier ein .Rechts-
begriff des Grundgesetzes, so daß sein Inhalt 
in dieser Rechtsordnung durch juristische Aus-
legung zu erschließen ist.

2, Das Sittengesetz als absolute sittliche 
Odnung

Die von den Vätern des Grundgesetzes ge-
hegte Hoffnung, durch eine Bindung des 
Rechts an das Sittengesetz der Gesellschaft 
eine Rechtsordnung gegeben zu haben, die in 
allgemeingültigen und unveränderlichen Wer-
ten gegründet ist, konnte sich von vornherein 
nicht erfüllen. Ihre Absicht, der „Gerechtig-
keit" in der staatlichen Rechtsordnung der 
Bundesrepublik einen ständigen Wirkungsbe-
reich zu sichern, mußte schon an der Unmög-
lichkeit der Erkenntnis einer unabdingbaren 
Wertordnung scheitern. Nur durch die Geltung 
eines absoluten Sittengesetzes aber könnte der 
Rechtsordnung die angestrebte Wertbestän-
digkeit gewährleistet werden; denn ist das 
Grundgesetz an ein sich wandelndes Sitten-
gesetz gebunden, ist es selbst diesen sich ver-
ändernden sittlichen Vorstellungen unterwor-
fen.
Konnte es ursprünglich angesichts des vom 
Dritten Reich hinterlassenen Chaos als erstre-
benswert erscheinen, dem neuen deutschen 
Staat ein Grundgesetz zu geben, das an unab-
dingbare sittliche Werte gebunden war, so 
mußte der Gedanke einer normativen Bin-
dung an ein unwandelbares Sittengesetz bald 

von einer stetigen Wandlungen unterworfenen 
Gesellschaft als unerträglicher Zwang empfun-
den werden, entspricht doch die Vorstellung 
vom unveränderlichen Sittengesetz den histo-
rischen Vorbildern gesellschaftlicher Ordnun-
gen statischen Charakters. Eine so angelegte 
Rechtsordnung muß allen Erfordernissen einer 
modernen Gesellschaft entgegenstehen, die 
sich durch einen pluralistischen und dynami-
schen Wesenszug ausweist. Die Differenzie-
rung in allen menschlichen Lebensbereichen, 
die als Ausdruck kultureller Entwicklung in 
der modernen Gesellschaft wachsenden Ein-
fluß gewinnt, hat auch vor den Werthaltungen 
der Menschen unserer Tage nicht haltgemacht. 
Die sich im Zeichen der fortschreitenden Tech-
nik dauernd wandelnde Umwelt erfordert vom 
einzelnen ständig eine neue sittliche Beurtei-
lung der Wirklichkeit, die den spezifischen 
Eigenheiten der jeweiligen Situation gerecht 
werden muß. Hierdurch wird fortwährend eine 
Änderung auch der moralischen Normen aus-
gelöst, so daß die Vorstellung vom absoluten 
Sittengesetz ihre kulturgeschichtliche Aufgabe 
erfüllt zu haben scheint; denn eine zeitgemäße 
Ordnung muß den stetigen Wandel der sitt-
lichen Normen als Wesenselement der moder-
nen Gesellschaft anerkennen.
Die Gefahr, die von einem moralischen Abso-
lutismus ausgeht, wird dann in voller Trag-
weite spürbar, wenn sich die staatliche Ge-
walt mit dieser Mythologie identifiziert und 
sie zur Ideologie der staatlich verfaßten Ge-
sellschaft macht. Dieser ideologische Charakter 
des überkommenen Naturrechts, das nichts 
weiter als das Sprachrohr bestimmter sittlicher 
Überzeugungen ist, die auf Verwirklichung in 
der Gesellschaft drängen, wird deutlich, verge-
genwärtigt man sich, daß aus derselben als 
vorgegeben behaupteten Ordnung der Wert 
der Sklaverei als gott- und naturgegebene In-
stitution und eine freiheitliche Arbeitsverfas-
sung abgeleitet worden ist. Unter den gleichen 
theoretischen Voraussetzungen sind die Herr-
schaft des Adels und die Macht des Bürger-
tums aus der natürlichen Ordnung abgeleitet 
und die Rechtssysteme des Feudalismus und 
Kapitalismus als Verwirklichung gottgewollter 
Gebote gerechtfertigt worden. Hier werden 
von einem begrenzten religiösen und weltan-
schaulichen Standort aus gewonnene Einsich-
ten über einige Ordnungsfaktoren verabsolu-
tiert und als Erkenntnisse einer umfassenden 
Ordnung ausgegeben. Eine solche ideologi-
sierte Rechtsprechung widerspricht dem plura-
listischen Charakter unserer staatlichen Grund-
ordnung.
Kein oberstes Rechtsprechungsorgan darf seine 
Entscheidung auf eine bestimmte theologische 
und philosophische Denkrichtung gründen, 



insbesondere dann nicht, wenn sie im grund-
sätzlichen Gegensatz zu sämtlichen modernen 
Strömungen der Psychologie und Philosophie 
steht. Für eine restriktive Auslegung des 
Grundgesetzes auf einer derartigen Basis ist 
kein Raum. Zwar vermag eine so konservativ 
interpretierte Rechtsordnung gesellschaftliche 
Veränderungen auf die Dauer nicht aufzuhal-
ten, sie kann aber zu einer unerträglichen 
„Moraldiktatur" führen, unter der zumindest 
vorübergehend die Entwicklungen neuer erfor-
derlicher Gesellschaftsformen zum Stillstand 
gebracht werden, wie der MacCarthyismus in 
den USA beweist. Hiermit ist notwendiger-
weise eine unangemessene Beschränkung der 
persönlichen Entfaltungsfreiheit des einzelnen 
verbunden, da es erfahrungsgemäß zu den 
Eigenschaften fast jedes politischen Systems 
gehört, das seine Ordnungsvorstellungen für 
allein richtig ausgibt, nicht nur oberste Leit-
prinzipien aufzustellen, sondern auch engste 
Lebensbereiche verbindlich zu regeln. Solche 
Normen zu befolgen oder nicht zu beachten, 
muß aber der Entscheidung jedes mündigen 
Menschen Vorbehalten bleiben, weil es nicht 
Angelegenheit des Staates ist, seine Bürger 
bestimmten ethischen Lehren zu unterwerfen. 
Offen bleiben muß bei der Anerkennung eines 
absoluten Sittengesetzes, was als sittliche 
Regel allgemein zu beachten ist. Da eine Er-
kenntnis absolut geltender Normen grundsätz-
lich ausgeschlossen ist, kann die als richtig 
angewendete sittliche Norm nur diejenige 
sein, die nach der Einbildungskraft des jeweili-
gen Machtträgers als unveränderlich begriffen 
wird. Das ist nicht zu umgehen, weil weder 
der Richter, der letztlich das Sittengesetz anzu-
wenden hat, noch der Bürger, der sich dem Sit-
tengesetz entsprechend verhalten soll, wissen 
kann, welche Normen zum Sittengesetz gehö-
ren, wenn es nicht möglich ist, sie in gesicher-
ter Weise festzustellen. Darf sich der Richter 
bei seiner Entscheidung nicht auf bestimmte 
praktizierte moralische Anschauungen in der 
Gesellschaft zurückziehen, sondern wird er 
dazu angehalten, auf eine vorgegebene und 
hinzunehmende Ordnung der Werte zurückzu-
greifen, so ist er notwendig gezwungen, solche 
sittlichen Vorstellungen als Normen anzuwen-
den, die er selbst als dem Menschen vorgege-
ben zu erkennen glaubt. Damit wird er regel-
mäßig seine von ihm als verbindlich erkann-
ten Vorstellungen über das, was gut und böse 
ist, als allgemeines Sittengesetz ausgeben 
müssen. Hierdurch wird aber gerade das her-
vorgerufen, was die Anerkennung eines abso-
luten Sittengesetzes verhindern soll, die Erhe-
bung der subjektiven Wertungen des einzel-
nen zum allgemein verbindlichen Sittengesetz. 
Das Verbot, die herrschenden Anschauungen 

unter den Rechtsgenossen zur Richtschnur der 
richterlichen Entscheidungen zu machen, hat 
deshalb zur Folge, daß die Vorstellungen eines 
einzelnen oder einer kleinen Gruppe darüber, 
was jedermann sittlich zu tun hat, rechtlich re-
levant werden. Damit aber würde eine Wir-
kungsmöglichkeit gerade für diejenigen eröff-
net, die sich für besonders begnadet halten 
und berufen fühlen, der Gesellschaft die echten 
und wahren Werte aufzwingen zu müssen.
Die als unveränderlich und allgemeinverbind-
lich ausgegebenen Normen brauchen nicht 
immer nur einer Sicherung überkommener und 
überholter Anschauungen zu dienen. Es kön-
nen auch zukunftsorientierte Normen sein, die 
einer Gesellschaft neue Ziele setzen und ihr 
neue Impulse geben, wie es häufig in den 
durch Revolutionen zur Durchsetzung gebrach- 
ten Moralvorstellungen geschieht. Solche fort-
schrittlichen Forderungen haben etwa die ibe-
rischen Spätscholastiker mit der Lehre des 
Naturrechts aufgestellt, um die unchristliche 
Stellung der Indianer zu verbessern. Auch das 
säkulare Vernunftrecht hat revolutionäre 
Züge getragen. In diesen Fällen scheint der 
Lehre vom absoluten Sittengesetz eine dyna-
mische Eigenschaft zuzukommen. Jedoch wird 
ihr statistischer Charakter spätestens dann 
offenbar, wenn die angestrebte Ordnung ver-
wirklicht und neue Verhaltensformen zur Be-
wältigung der neuen Ordnungsprobleme er-
forderlich werden. Die vermeintliche Dyna-
mik liegt also nicht im System begründet, son-
dern erscheint nur als eine Folge der ange-
strebten Änderung der bestehenden sittlichen 
Überzeugungen. Eine allgemeine Beurteilung 
der Lehre vom absoluten Sittengesetz als kon-
servativ oder revolutionär ist schlechthin un-
möglich. Das Urteil hierüber hängt weitgehend 
vom Inhalt der als vorgegeben behaupteten 
sittlichen Normen und der geschichtlichen 
Situation ab, in der die sittlichen Forderungen 
geltend gemacht werden. Da jedoch die abso-
lute Ordnung beansprucht, Kriterien zu ent-
halten, nach denen menschliche Konflikte ein 
für allemal beigelegt werden und dadurch auch 
ein bestimmtes Herrschaftssystem auf Dauer 
legitimiert wird, weil jede Ordnung gesell-
schaftlicher Verhältnisse weitgehend aus über- 
und untergeordneten Beziehungen besteht, 
enthält sie einen grundsätzlich statischen We-
senszug.

3. Das Sittengesetz als objektive sittliche 
Ordnung

Die Abneigung gegen jeden Wertrelativismus 
und das Streben nach einer objektiven Wert-
ordnung kennzeichnet den Versuch, den Inhalt 
und die rechtsverpflichtende Kraft des Sitten-
gesetzes aus den von der Allgemeinheit als 



richtig erkannten Kulturanschauungen abzu-
leiten. Dieser insbesondere vom Bundesverfas-
sungsgericht verfolgte Weg, das Sittengesetz 
für das Grundgesetz fruchtbar zu machen, will 
nicht einer bestimmten philosophischen Maxime 
folgen, sondern auf eine soziologische Betrach-
tung zurückgehen. Damit lehnt das höchste 
deutsche Gericht zwar eine aus sich selbst her-
aus geltende Sittenordnung als rechtlich irrele-
vant ab, sieht aber in dem empirisch festge-
stellten Sittengesetz mehr als nur einen sozio- 
logischen Sachverhalt.
Das Gericht gesteht ausdrücklich zu, daß sich 
sittliche Anschauungen ändern können. Inso-
weit erkennt es auch das Sittengesetz als eine 
vom Menschen gestaltete zeit- und raumge-
bundene Ordnung an, die von den jeweiligen 
Wertungen der Gesellschaft abhängig ist. Das 
Sittengesetz steht nicht unveränderlich fest, 
sondern ist dem Wandel der Anschauungen 
über das, was als sittlich gilt, unterworfen. 
Danach kann, was früheren Vorstellungen sit-
tenwidrig erschien, heute dem Sittengesetz 
entsprechen, und was heute gegen das Sitten-
gesetz verstößt, zukünftig als sittlich aner-
kannt sein. Jede Epoche hat ihr eigenes Sitten-
gesetz, so daß sein Inhalt stets neu festgestellt 
werden muß.
Nicht deutlich wird, wessen Anschauungen 
für die Beurteilung dessen, was als unsittlich 
empfunden wird, maßgebend sein sollen. Zu 
Recht erkennt das Gericht dem sittlichen Ge-
fühl des Richters keine entscheidungserheb-
liche Bedeutung zu, denn eine Beurteilung des 
Sittlichen allein nach den sittlichen Vorstel-
lungen des zuständigen Richters erhebt ihn 
zum sittlichen Gesetzgeber. Eine solche Stel-
lung des Richters ist dem Grundgesetz jedoch 
fremd. Zwar bindet das Grundgesetz die recht-
sprechende Gewalt ausdrücklich nur an Recht 
und Gesetz, nach den gegenwärtigen Vorstel-
lungen von der richterlichen Funktion hat der 
Richter aber grundsätzlich nicht sein eigenes 
Wollen durchzusetzen, sondern das ihm aufge-
gebene Sollen zu verwirklichen.
Unberücksichtigt bleiben sollen bei der Fest-
stellung des Sittengesetzes auch die Anschau-
ungen einzelner Volksteile. Noch im „Sün- 
derin"-Fall hatte die Rechtsprechung ursprüng-
lich bei der Beurteilung der Sittenwidrigkeit 
des Films ausschließlich auf die vorherrschen-
den sittlichen Überzeugungen am Aufführungs-
ort abstellen wollen. Ein solches „lokales" 
Sittengesetz wird jedoch dem überregionalen 
Wirkungskreis des Grundgesetzes nicht ge-
recht, das eine einheitliche Regelung inner-
halb seines Geltungsbereichs beansprucht, so 
daß eine Auflösung des Sittengesetzes in eine 
Vielzahl regional geltender Moralvorstellun-
gen ausgeschlossen ist.

Es wäre aber falsch, wollte man hieraus be-
reits folgern, daß es für den Inhalt des 
Sittengesetzes niemals auf die Anschauungen 
eines Bevölkerungsteiles ankommen könne. 
Die . moralischen Ansichten eines einzelnen 
Volksteiles mögen für die Feststellung eines 
objektiv geltenden Sittengesetzes nicht aus-
reichen, sofern der Bevölkerungsteil als zah-
lenmäßige Minorität betrachtet werden muß, 
deren sittliche Überzeugungen sich von den 
allgemeinen moralischen Auffassungen abhe-
ben. Die von einer sich durch gemeinsame 
Strukturmerkmale auszeichnenden Gruppe 
getragene ethische Gesinnung hat keine Be-
deutung für das objektive Sittengesetz, 
wenn diese Anschauung nicht Ausdrude der 
allgemeinen Überzeugung ist. Das Problem 
stellt sich aber anders dar, falls diese Gruppe 
zum Repräsentanten der Allgemeinheit wird. 
Hierbei ist nicht an eine gehobene Klasse 
oder Gesellschaftsschicht zu denken, deren 
Weltanschauung für die Beurteilung dessen, 
was objektiv als sittlich oder unsittlich 
gilt, mitunter jedenfalls von dieser selbst 
als maßgebend empfunden wird. Ausgangs-
punkt ist vielmehr die Feststellung, daß es 
Verhaltensweisen gibt, die ihrem Inhalt nach 
auf bestimmte Gruppen — Medizinier, Juri-
sten, Soldaten u. a. — innerhalb der Gesamt-
gesellschaft beschränkt sind. Die in diesen 
Gruppen geltenden Wertanschauungen über 
sittliches Verhalten ihrer Gruppenmitglieder 
bestimmen, soweit sie sich ausschließlich auf 
den zuständigen Sachbereich der Gruppe be-
ziehen, den Inhalt des allgemeinen Sitten-
gesetzes. Sie unterscheiden sich damit von den 
nur regional geltenden Moralvorstellungen 
und denen, die in einzelnen Kreisen gepflegt 
werden, dadurch, daß hierzu außerhalb ihrer 
Gruppe keine moralischen Regeln entwickelt 
werden. Zumindest unter dieser Vorausset-
zung könnte auch die sittliche Anschauung 
eines Bevölkerungsteiles für die Feststellung 
dessen, was allgemein innerhalb dieses Le-
bensbereiches als sittlich oder unsittlich gilt, 
maßgebend sein.
In der Entscheidung des Bundesverfassungs-
gerichts zur Homosexualität bleibt offen, was 
unter der „Allgemeinheit", auf deren Anschau-
ung bei der Feststellung des Sittengesetzes ab-
zustellen sei, zu verstehen ist. Deshalb kann 
eine auch in der Rechtswissenschaft anzutref-
fende Auslegung dieser Entscheidung nicht 
von vornherein ausgeschlossen werden, nach 
der unter der „Allgemeinheit" weder die 
Summe noch die Mehrzahl der Gesellschafts-
mitglieder, sondern eine darüber hinausge-
hende selbständige Größe verstanden wird. 
Offensichtlich soll durch den Rückzug auf die 
Anschauung der „Allgemeinheit" oder„Offent- 



lichkeit" eine Verobjektivierung des Sitten-
gesetzes erreicht werden, so daß die sittlichen 
Vorstellungen der einzelnen Mitglieder einer 
Gesellschaft unbeachtlich wären und es nur 
noch auf die moralischen Anschauungen der 
Gesellschaft als Träger eines eigenen Bewußt-
seins ankäme. Hierdurch wird versucht, den 
Subjektivismus in der Gesellschaft zu über-
winden und ein wandelbares, aber für die Re-
gelung der innergesellschaftlichen Beziehun-
gen objektiviertes Sittengesetz zu begründen.
Dieser Versuch ist bereits im Ansatz zum 
Scheitern verurteilt, weil er nicht von der 
Werterfahrung des einzelnen ausgeht, sondern 
sich auf ein angebliches Bewußtsein eines ver-
meintlich bestehenden selbständigen Ganzen 
stützt. Weder die Allgemeinheit noch die 
Öffentlichkeit können aber Träger eines All-
gemeinbewußtseins sein, da die Erkenntnis-
möglichkeit ausschließlich dem Individuum 
vorbehalten ist. Jedenfalls kann ein Wille 
oder eine Vernunft der Gesellschaft als All-
gemeinheit oder Öffentlichkeit kein Gegen-
stand wissenschaftlicher Erkenntnis sein. Des-
halb können von der Allgemeinheit oder 
Öffentlichkeit als einer dem einzelnen überge-
ordneten und selbständig gedachten Einheit 
keine Anschauungen über das, was vom Sit-
tengesetz geregelt wird, erwartet werden. 
Denkbar ist allenfalls, daß die sittlichen An-
schauungen bestimmter einzelner vom Recht 
für die gesamten Rechtsgenossen als Sitten-
gesetz der Rechtsgemeinschaft verbindlich an-
geordnet werden. Das hätte zur Folge, daß die 
herrschenden sittlichen Normen die der Herr-
schenden sind. Eine solche rechtliche Kon-
struktion widerspräche aber dem Grundgesetz, 
das für den Bereich der Sittlichkeit keine Kom-
petenznorm enthält, die eine Repräsentation 
zuläßt.

4. Das Sittengesetz als herrschende sittliche 
Ordnung

Läßt sich ein inhaltlich bestimmtes absolut 
Richtiges nicht nachweisen und ist auch ein 
der Erkenntnis eines Allgemeinbewußtseins 
zugängliches objektives Sittengesetz nicht be-
gründbar, so muß der Ansatz für eine aus-
schließlich vom Einzelmenschen ausgehende 
Lösung gesucht werden.
Ist auch für das sittliche Sollen festgestellt 
worden, daß es Sinn eines Willensaktes ist, so 
kann eine bestimmte sittliche Norm nur Sinn 
eines menschlichen Willens sein. Läßt man 
außerdem für die Geltung einer sittlichen 
Norm die Erklärung des Willens als ausrei-
chend erscheinen, dann gibt es eine Vielzahl 
von Sittengesetzen. Ein so verstandener Be-
griff des Sittengesetzes ist jedoch für das 

Grundgesetz unbrauchbar, weil damit dem 
Richter kein verbindlicher Maßstab zur Ver-
fügung gestellt wird, sondern ihm allgemein 
die Entscheidung überlassen bleibt, welche 
Sittlichkeitsnorm er anwendet. Das widersprä-
che aber dem Gleichheitsgebot des Grund-
gesetzes.
Selbst wenn man nur jene sittlichen Normen 
als dem Sittengesetz zugehörig betrachten 
wollte, die Wirksamkeit erlangt haben, weil 
sie vom einzelnen als ihn verpflichtend er-
kannt und befolgt worden sind, ließe sich zu-
mindest in unserer Gesellschaft eine einheit-
liche Sittenordnung nicht feststellen. Audi 
hier bliebe offen, welche von mehreren sitt-
lichen Normen im Recht angewendet werden 
sollen.
Als eine Lösungsmöglichkeit hietet sich die 
Anwendung des jeweils herrschenden Sitten-
gesetzes an. Damit würde aus der Zahl der 
wirksamen Sittengesetze jenes rechtlich ver-
bindlich zu betrachten sein, das vorherrschend 
ist. Fraglich bleibt hierbei, wonach sich be-
stimmt, welche sittlichen Normen die herr-
schenden sind.
Das könnte einmal rein statistisch festgestellt 
werden, indem jeweils die sittlichen Normen 
als herrschend betrachtet werden, die die 
Mehrzahl der Bevölkerung anerkennt. Bei 
dieser Untersuchungsmethode käme es auf 
die Anschauung jedes einzelnen ohne Rück-
sicht auf Bildung, Stand, Religionszugehörig-
keit u. a. an. Im Ergebnis müßte sich jedei 
Außenseiter, unabhängig davon, ob er beson-
ders strenge oder freizügige Vorstellungen 
über sittliches Verhalten entwickelt hat, den 
von der Mehrheit getragenen Ansichten unter-
werfen.
Nicht auf die tatsächlichen Anschauungen der 
einzelnen kommt.es für die Feststellung des 
herrschenden Sittengesetzes an, wenn für maß-
gebend erachtet wird, was „anständige" Leute 
darüber denken und empfinden, wie „man sich 
gehörig unter gesitteten Menschen" verhält. 
Ähnliches kommt in der auch vom Bundesver-
waltungsgericht (BVerwGE 10, 164) verwende-
ten Formulierung zum Ausdrude, in der auf die 
„vom Herkommen und Erziehung geformte 
und selbständig fortgebildete Anschauung ver-
ständiger, billig und gerecht denkender Men-
schen in einem Rechts- und Kulturkreis“ abge-
stellt wird. Hier werden die sittlichen Über-
zeugungen „normierter" Menschen zum Sit-
tengesetz erhoben.
Der Versuch, das herrschende Sittengesetz 
von der Anschauung des „anständigen Durch-
schnittsmenschen" abhängig zu machen, er-
weist sich deshalb spätestens an dieser Stelle 
als gescheitert, weil sich hieran unmittelbar 



die Frage anschließen muß, wie die Normen 
festgestellt werden können, die verbindlich die 
Auswahlkriterien festlegen, nach denen der 
„anständige Durchschnittsmensch" zu bestim-
men ist. Das gilt auch für den vom Bundes-
gerichtshof (BGHSt. 5, 346 f.; GA 1961, 240) 
erzeugten „künstlerisch aufgeschlossenen oder 
zumindest um Verständnis bemühten, wenn 
auch literarisch nicht besonders vorgebildeten 
Menschen", dessen Kunstverständnis für die 
Beurteilung eines Kunstwerkes zugrunde zu 
legen sei. Will man hier nicht empirisch die 
Anschauung des „realen" Menschen erfor-
schen und zur Grundlage für seine Entschei-
dung machen, so ist man gezwungen, entweder 
auf eine vermeintlich vorgegebene Wertord-
nung zurückzugreifen oder aber eine selbstän-
dige Wertentscheidung zu treffen. Wollte man 
sich auf vorausgesetzte Wertmaßstäbe zurück-
ziehen, so wäre das von vornherein ebenso 
ausgeschlossen wie der Rückgriff auf ein ab-
solutes Sittengesetz, weil sie als dem Men-
schen vorgegebene Normen wissenschaftlich 
nicht bewiesen werden können. Gerade diese 
letzte Lösung scheint aber den Gerichten allein 
erstrebenswert zu sein, wenn dem Richter die 
Aufgabe zufallen soll, selbst zu beurteilen, wie 
ein „Kunstwerk" auf diese gedachte Person 
wirkt. Die sich dahinter verbergende Abnei-
gung des Richters, einzelne Frauen und Män-
ner als Zeugen über ihre Eindrücke von dem 
Werk zu vernehmen, kann, so verständlich 
diese Haltung auch ist, diese Methode nicht 
rechtfertigen. Im übrigen ist auch bei einer 
rein soziologischen Betrachtung der Aufmarsch 
von Zeugen zur Erforschung der herrschenden 
Anschauung nicht erforderlich. Die andere 
Möglichkeit, den,, Durchschnittsmenschen" nor-
mativ durch den Richter bestimmen zu lassen, 
ist in einer auf die Erkenntnis vorhandener 
Normen ausgerichteten Untersuchung keine 
Lösung. Sie ist im Bereich des Grundgesetzes 
auch nicht zulässig, weil der Richter nach 
Art. 20 GG nur an Gesetz und Recht gebun-
den ist und nicht ohne Ermächtigung derartige 
Normen setzen darf.
Solche in Rechtsprechung und Wissenschaft 
immer wieder anzutreffenden Formeln sind 
nicht nur rechtlich unbrauchbar, sie sind auch 
politisch höchst bedenklich, wenn die „An-
schauungen des billig und gerecht denkenden" 
Menschen als die moralischen Überzeugungen 
der „maßgebenden pflichtbewußten Kreise" 
ausgegeben werden. Hier wird das „Allge-
meingut der abendländischen Kultur" mit 
der Ansicht der „kulturtragenden" Bevölke-
rungsschicht von diesem „Allgemeingut" 
gleichgestellt. Daß damit die sittlichen Über-
zeugungen einer bestimmten Gesellschafts- 
Schicht zum allgemeinverbindlichen Sitten-

gesetz erhoben werden, ist offensichtlich. Nur 
so wird verständlich, daß die gewandelten An-
schauungen in der Bevölkerung insbesondere 
auf dem Gebiete der Sexualität noch als Miß-
stände und nicht als Ausdruck sittlichen Ver-
haltens behandelt werden.
Für eine befriedigende Lösung dieses Pro-
blems steht daher nur der Weg offen, die tat-
sächlichen Anschauungen der einzelnen Men-
schen zur Grundlage der Erforschung dessen 
zu machen, was allgemein als Sittengesetz in 
der Rechtsgemeinschaft anerkannt wird. Das 
bedeutet jedoch nicht, daß die bestehenden 
sittlichen Zustände mit dem Sittengesetz 
gleichgesetzt werden müssen. Durch die Erfas-
sung dieser Zustände kann nur festgestellt 
werden, wie man sich verhält, aber nicht, wie 
man sich verhalten soll. Maßgeblich können 
deshalb nur die Anschauungen darüber sein, 
was als sittlich gebotenes Verhalten gefordert 
wird. Nur bei der Feststellung dieser Erwar-
tung kommt dem tatsächlichen Verhalten inso-
weit eine beachtliche Bedeutung zu, als daraus 
auf eine bestimmte Überzeugung vom sittlich 
für geboten erachteten Verhalten gefolgert 
werden kann. Die bestehenden Verhältnisse in 
einer Gesellschaft sind deshalb nur als ein 
Indiz für die vorherrschenden Anschauungen 
zu betrachten, wobei ihnen jedoch in dieser 
Funktion große Erheblichkeit zukommt.
Sind die bestehenden sittlichen Anschauungen 
der Rechtsgemeinschaft empirisch festzustellen, 
so bleibt offen, unter welchen Voraussetzun-
gen zwischen verschiedenen sittlichen Über-
zeugungen eine als herrschend betrachtet und 
als allgemeinverbindliches Sittengesetz recht-
lich angewendet werden kann. Fraglich bleibt 
auch, ob alle sittlichen Normen zum Sittenge-
setz im Sinne des Grundgesetzes gehören oder 
nur eine bestimmte Auswahl.

5. Das Sittengesetz als ethisches Minimum

Das Grundgesetz enthält keine ausdrückliche 
Vorschrift, aus der sich unmittelbar entnehmen 
ließe, welche sittlichen Normen als Sitten-
gesetz rechtlich verbindlich sind. Dagegen um-
faßt es eine Reihe von Bestimmungen, die an-
ordnen, unter welchen Voraussetzungen Be-
fehle der gesetzgebenden Organe rechtliche 
Verbindlichkeiten erlangen. Von diesen Vor- 
schriften sind für das hier anstehende Pro-
blem die Verfahrensregeln über das erforder-
liche Quorum von besonderem Interesse. Sie 
bringen zum Ausdruck, daß die Anschauung 
über das, was Recht sein soll, Recht wird, 
wenn eine vorgeschriebene Anzahl von Men-
schen der Überzeugung ist, daß eine bestimm-
te Verhaltensregel Gesetz werden soll. Wird 
dagegen das vorgeschriebene Quorum nicht 



erreicht, so ist niemand an diese Verhaltens-
vorschrift rechtlich gebunden.
Es liegt nahe, den in diesen Verfassungs-
normen zum Ausdruck kommenden Gedanken 
auf die Feststellung des herrschenden Sit-
tengesetzes zur Anwendung zu bringen. Da-
für spricht vor allem, daß es auch hier-
bei darum geht, bestimmte Verhaltensregeln 
mit Rechtswirkung auszustatten. Zwar wird 
die sittliche Geltung der Verhaltensnormen 
vorausgesetzt, die mögliche Vielzahl sich 
widersprechender Moralauffassungen zwingt 
aber zu einer Auswahl unter rechtlichem 
Gesichtspunkt. Es ist deshalb nur konsequent, 
die Auswahl nach dem im Grundgesetz für 
die Gesetzgebung vorgeschriebenen Mehr-
heitsprinzip zu treffen. Das erscheint auch ge-
boten, weil dieses Prinzip Ausdruck des demo-
kratischen Staatsverständnisses ist und inso-
weit ein allgemeines Strukturprinzip des 
Grundgesetzes bildet. Einer Anwendung die-
ses Grundsatzes bei der Übernahme sittlicher 
Normen in das Grundgesetz steht auch nicht 
das Repräsentationsprinzip entgegen. Hier-
nach ist zwar für den Erlaß von Gesetzen aus-
schließlich ein verfassungsmäßig bestelltes Or-
gan berufen, das im Namen des Volkes han-
delt. Dieses Prinzip gilt jedoch nicht uneinge-
schränkt. Die Erzeugung von Rechtsnormen 
kann sich auch außerhalb des Repräsentations-
organs unmittelbar in der Gemeinschaft voll-
ziehen, wie die Entstehung von Gewohnheits-
recht beweist. Da die Bildung von Gewohn-
heitsrecht weitgehend der sittlicher Normen- 
entspricht und das Grundgesetz selbst keine 
Regeln für die Erzeugung rechtlich relevanter 
Moralvorschriften enthält, ist das Repräsenta-
tionsprinzip für die Juridifizierung des Sit-
tengesetzes ohne Bedeutung.
Eine entsprechende Anwendung des Mehr-
heitsprinzips erfordert nicht, bereits solche An-
schauung in das Sittengesetz aufzunehmen, die 
von einfachen Mehrheiten der Bevölkerung 
getragen werden. Das Majoritätsprinzip besagt 
vorerst nur, daß jedenfalls nicht nur solche 
Überzeugungen zum Sittengesetz gezählt wer-
den dürfen, die von der Gesamtheit getragen 
werden. Wollte man allein die übereinstim-
mend anerkannten Moralnormen für rechtlich 
verbindlich erklären, wäre von vornherein 
eine rechtliche Relevanz des Sittengesetzes 
ausgeschlossen. Andererseits erscheint eine 
nur von einer einfachen Mehrheit getragene 
Überzeugung wegen der dem Sittengesetz im 
Grundgesetz zukommenden Bedeutung nicht 
ausreichend'; hierfür bedarf es der Zustimmung 
größerer Bevölkerungsteile. Daß qualifizierte 
Mehrheiten bei solchen Vorschriften für not-
wendig erachtet werden, ist der Verfassung 
selbst nicht fremd, wie die verfassungsändern-

den Bestimmungen, die beispielsweise eine 
Zwei-Drittel-Mehrheit erfordern, beweisen. 
Deshalb muß — wird mit dem Bundesverfas-
sungsgericht das Sittengesetz zum Maßstab 
für die Verfassungsmäßigkeit der Gesetze er-
hoben — eine sittliche Norm in der Rechtsge-
meinschaft breite Anerkennung finden, bevor 
sie in das Rechtsgefüge aufgenommen werden 
darf.
Die für eine Juridifizierung erforderliche An-
erkennung sittlicher Normen durch die Bevöl-
kerung kann nicht in einem bestimmten Pro-
zentsatz verbindlich ausgedrückt werden. Es 
braucht auch nicht zu ihrer Feststellung eine 
Volksbefragung oder eine Meinungsumfrage 
durchgeführt zu werden. Ausreichend, aber 
notwendig für die Aufnahme der sittlichen 
Normen in die Rechtsordnung ist die Evidenz 
ihrer allgemeinen Anerkennung. Hiernadi 
muß die Zugehörigkeit eines sittlichen Ver-
haltens zum Sittengesetz offenkundig sein. 
Dies in eigener Verantwortung zu ermitteln, 
ist Aufgabe des zuständigen Richters. Dabei 
darf er sich allerdings nicht auf seine höchst-
persönlichen Empfindungen verlassen, sondern 
muß sich bemühen, einen überprüfbaren Nach- 
weis seiner Entscheidung zu bringen. Es ge-
nügt deshalb insbesondere in Zeiten des sitt-
lichen Wertwandels nicht, sich auf die über-
kommenen Anschauungen zurückzuziehen. 
Auch ist eine bloße Behauptung wie diejenige, 
die gleichgeschlechtliche Betätigung verstoße 
gegen das Sittengesetz, völlig unzureichend, 
wenn nachweislich gerade über diese Frage 
verschiedenste Anschauungen unter der Bevöl-
kerung bestehen. Untragbar sind mithin z. B. 
auch richterliche Entscheidungen, die den Ge-
schlechtsverkehr unter Verlobten für unsittlich 
erklären, wenn nach statistischen Erhebungen 
98 0/0 der Bevölkerung ihn grundsätzlich billi-
gen. Gleiches gilt für die Beurteilung der 
Tubenligatur, die entgegen der Rechtspre-
chung von immerhin 48 °/o der Befragten für 
zulässig und nur von 18 0/0 für unsittlich ge-
halten wird. Es wird deshalb vor allem von 
den Umständen des Einzelfalles abhängen, 
welche Anforderungen an einen Nachweis der 
Geltung einer Norm des Sittengesetzes durch 
den Richter zu stellen sind. Ist die Evidenz 
zweifelsfrei nicht festzustellen, muß immer zu-
gunsten der Freiheit des einzelnen entschieden 
werden.
Die allgemeine Anerkennung einer sittlichen 
Norm berechtigt allerdings nicht schon, sie 
zum Sittengesetz im Sinne des Grundgesetzes 
zu zählen. Als Bestandteil des Grundgesetzes 
steht das Sittengesetz in einem Kontext zu den 
übrigen Verfassungsbestimmungen. Daher 
dürfen nur solche Moralvorschriften juridifi- 
ziert werden, die nicht im Widerspruch zu 



den Rechtsnormen des Grundgesetzes stehen. 
Es kann nämlich nicht davon ausgegangen 
werden, daß der Verfassungsgeber die Gel-
tung der erlassenen Verfassungsbestimmun-
gen von den zukünftigen sittlichen Anschau-
ungen jedenfalls insoweit abhängig machen 
wollte, daß sie widersprechende Verfassungs-
bestimmungen außer Kraft setzen. Hierfür 
spricht nicht nur seine Überzeugung, daß das 
Grundgesetz im Einklang mit dem zeitlos gel-
tenden Sittengesetz steht, sondern auch das 
verfassungsrechtlich normierte Verfahren 
einer Grundgesetzänderung. Danach ist eine 
Änderung solcher Grundsätze, die in der 
»Ewigkeitsklausel'1 des Art. 79 Abs. 3 GG ver-
ankert sind, durch eine bloße Wandlung der 
moralischen Überzeugungen vom Wert dieser 
Verfassungsprinzipien ausgeschlossen; denn 
der Sinn der Perpetuierung würde in sein Ge-
genteil verkehrt, wollte man die Verfassungs-
grundsätze, die der Kompetenz des Verfas- 
sungsänderers entzogen worden sind, dem 
Wandel des Sittengesetzes unterwerfen. Aber 
auch die abänderbaren Verfassungsbestim-
mungen können nur im hierfür vorgesehenen 
Verfahren und nicht außerhalb dieser Vor-
schriften durch widersprechende sittliche Nor-
men geändert werden. Rechtliche Verbindlich-
keit erhalten solche Moralbestimmungen erst, 
wenn die widersprechenden Verfassungsnor-
men hiermit in Einklang gebracht worden sind. 
Danach kommt dem Sittengesetz im Grundge-
setz nur Verfassungsrang zu, so daß es zwar 
dem Gesetzesrecht, nicht aber dem Verfas-
sungsrecht vorgeordnet ist. Deshalb ist das so 
verstandene Sittengesetz mit den übrigen Ver-
fassungsbestimmungen gleichrangig. Das 
Grundgesetz enthält insoweit keine Verfas-
sungsbestimmung, die gegen das Sittengesetz, 
wie es im Grundgesetz verankert ist, versto-
ßen könnte. Von einer sittenwidrigen Verfas-
sungsbestimmung kann überhaupt nur gespro-
chen werden, wenn man von solchen sittlichen 
Normen ausgeht, die nicht in das Grundgesetz 
inkorporiert worden sind. Derartige Bestim-
mungen sind jedoch rechtlich irrelevant, weil 
sie unmittelbar keine rechtliche Wirkung be-
sitzen. Deshalb mag denjenigen, die glauben, 
daß Schwarze Angehörige einer niederen 
Rasse seien und somit nicht mit den gleichen 
Rechten wie die Weißen ausgestattet werden 
dürften, das Gleichbehandlungsgebot des 
Grundgesetzes als sittenwidrig erscheinen; je-
doch ist diese „sittliche" Beurteilung der Ver-
fassungsbestimmung rechtlich ohne Bedeutung. 
Überhaupt sind sittliche Bindungen des Ver-
fassungsgebers rechtlich nicht beachtlich. Zwar 
werden sittliche Vorstellungen der an der Ver-
fassungsgebung beteiligten Personen darüber, 
wie die gesellschaftlichen Beziehungen zu re-

geln sind, über das Rechtsetzungsverfahren in 
die Verfassung als Rechtsvorschrift umgesetzt, 
aber die Vorstellungen erlangen erst mit dem 
Inkrafttreten der Verfassung rechtliche Gel-
tung. Das folgt notwendig aus der prinzipiel-
len Trennung von Rechts- und Sittenordnung. 
Verstoßen hiernach einzelne Grundgesetzbe-
stimmungen gegen sittliche Normen, so muß 
davon ausgegangen werden, daß der Verfas-
sungsgeber ihnen keine rechtliche Bedeutung 
zugemessen hat, da er solche sittlichen Nor-
men widersprechende Vorschriften im Grund-
gesetz für rechtlich verbindlich erklärt hat. 
Derartige Moralnormen gehören nicht zum Sit-
tengesetz im Sinne des Grundgesetzes.
Einer Einbeziehung aller allgemein anerkann-
ter Moralnormen in das vom Grundgesetz in-
korporierte Sittengesetz sind durch verschie-
dene Grundrechte Schranken zugunsten auch 
individueller sittlicher Überzeugungen gezo-
gen worden. Hierzu zählt vorrangig Art. 4 
Abs. 1 GG, der die Gewissens- und Bekennt-
nisfreiheit gewährleistet. Dieses Grundrecht 
garantiert dem einzelnen einen bestimmten 
Rechtsbereich, innerhalb dessen er sein Leben 
in Übereinstimmung mit seiner Überzeugung 
vom sittlichen Wert seines Verhaltens einrich-
ten darf. Innerhalb dieses Lebensbereichs ist 
er dem Sittengesetz ebensowenig unterworfen 
wie dem Rechtsgesetz. Hier wird den Forde-
rungen des Einzelgewissens Vorrang gegen-
über den entgegenstehenden Rechts- und Sit-
tengeboten eingeräumt. Die Berufung auf das 
Grundrecht unterliegt keiner rechtlich relevan-
ten sittlichen Bewertung mehr, so daß eine Bin-
dung der Gewissens- und Bekenntnisfreiheit 
an irgendwelche sittlichen Grundanschauungen 
nicht besteht.
Unabhängig von der Freiheit des Gewissens 
garantiert auch Art. 1 Abs. 1 GG, der die 
Würde des Menschen für unantastbar erklärt, 
dem einzelnen einen Freiheitsraum, der keiner 
Fremdbestimmung zugänglich ist. Das Grund-
recht anerkennt damit einen uneinschränk- 
baren Anspruch, sich selbst zu bestimmen und 
die Umwelt zu gestalten. Innerhalb dieses Be-
reichs kann der einzelne nach seinen eigenen 
sittlichen Vorstellungen leben ohne Rücksicht 
darauf, ob sie mit den allgemein anerkannten 
Moralgrundsätzen übereinstimmen oder ihnen 
entgegenstehen. Nur so kann dieser Artikel 
verstanden werden, denn anderenfalls würde 
die Einzelpersönlichkeit zwar gegenüber Ein-
griffen durch Rechtsnormen geschützt, den 
möglicherweise weitergehenden Beschränkun-
gen des Sittengesetzes aber unterworfen sein. 
Daher gehören solche sittlichen Normen nicht 
zum Sittengesetz im Sinne des Grundgeset-
zes, die den durch Art. 1 Abs. 1 GG gewähr-
leisteten Freiheitsraum berühren.



Auch Art. 2 Abs. 1 GG gestattet eine Ein-
schränkung der allgemeinen Handlungsfreiheit 
nicht durch jede anerkannte Moralbestimmung. 
Eine sittliche Norm kann nur die Handlungs-
freiheit beschränken, wenn der Gemeinschaft 
ein vorrangiges Interesse an der Durchsetzung 
der korporativen Moralordnung zuerkannt 
werden kann. Nur dort, wo sich der einzelne 
in Widerspruch zu allgemein anerkannten sitt-
lichen Normen verhält, die für die Bestands-
sicherung der Gemeinschaft notwendig sind, 
muß er hinter das Sittengesetz zurücktreten. 
Allein unter diesen Voraussetzungen ist ein

IV. Zusammenfassung
Es gehörte nicht zum Gegenstand dieser Unter-
suchung, anhand der entwickelten Kriterien 
das positiv geltende Sittengesetz festzustel-
len. Hierzu hätte es umfassender empirischer 
Untersuchungen bedurft. Auch ging es nicht 
um eine Beantwortung der Frage, warum Men-
schen ein Verhalten allgemein als richtig und 
gut angesehen haben und noch ansehen und 
warum sie absolute Geltung für ihr Normen- 
System beanspruchen. Diese Probleme zu klä-
ren sind Aufgabe der Psychologen, Soziologen 
und Historiker, nicht aber der Juristen. Ihre 
Klärung trägt zur Beantwortung der hier ange-
schnittenen Frage, wie der Begriff des Sitten-
gesetzes im Sinne des Grundgesetzes zu ver-
stehen sei, unmittelbar nichts bei.

Von dem erörterten Problemkreis zu trennen 
ist auch die Suche nach Maßstäben, mit Hilfe 
derer zukünftig geltende Ordnungen entwor-
fen werden könnten. Solche konkreten Uto-
pien wollen nicht beschreiben, was sein soll, 
sondern erklären, was sein sollte. Sie zielen 
darauf ab, Aussagen über die Ordnung von 
morgen zu machen und Motor für eine juristi-
sche Evolution zu sein. Die Aufstellung von 
Entwürfen über das, was noch nicht Sittenge-
setz und Rechtsordnung ist, aber Sittengesetz 
und Rechtsordnung sein soll, ist grundsätzlich 
zu unterscheiden von dem Streben, festzustel-
len, was als Sittengesetz jetzt und hier gilt. 
Das Ziel dieser Untersuchung war es, juristisch 
erhebliche Kriterien aufzuzeigen, nach denen 
das geltende Sittengesetz bestimmt werden 
kann.

Das hier dargelegte Modell eines Sittenge-
setzes im Sinne des Grundgesetzes enthält 
weitgehend nur formelle Kriterien. Es gründet 
auf der Einsicht, daß die Erkenntnis eines in-
haltlich vorgegebenen und allgemein verbind-
lichen Sittengesetzes wissenschaftlich nicht 
nachgewiesen werden kann. Daher mußte bei 

Rückgriff auf das Sittengesetz im Grundgesetz 
zulässig, das die Autonomie der sittlich be-
stimmten Persönlichkeit zur Grundentschei- 
düng erhoben hat. Damit hat der Verfassungs-
geber nicht zuletzt aufgrund der Erfahrungen 
der nationalsozialistischen Herrschaft, unter 
der „Gemeinnutz" und „gesundes Volksemp- 
finden" unbedingten Vorrang vor der Einzel-
persönlichkeit hatten, darauf verzichten wol-
len, den einzelnen durch das Recht dem Gebot 
ethischer Gesinnung zu unterwerfen. Das Sit-
tengesetz findet daher unter dem Grundgesetz 
nur als „ethisches Minimum" rechtliche An-
wendung.

der Auslegung des Sittengesetzes davon aus-
gegangen werden, daß es eine Vielzahl mög-
licher, sich auch widersprechender sittlicher 
Vorstellungen gibt — was auch empirisch ohne 
Schwierigkeit nachweisbar ist —, ohne daß 
dem einen oder anderen sittlichen Normen-
system von vornherein ein Vorrang einge-
räumt werden kann. Das ist schlechterdings 
unmöglich, weil vom Standpunkt des Wert-
relativismus eine absolute Wertordnung als 
allgemeinverbindlicher Maßstab nicht erkenn-
bar ist.
Eine Erklärung des im Grundgesetz veranker-
ten Sittengesetzes erfordert notwendig eine 
Auswahl unter den geltenden sittlichen Nor-
men, weil sich widersprechende Vorstellungen 
nicht gleichzeitig Bestandteil einer Ordnung 
sein können. Die hierfür maßgeblichen Aus-
wahlkriterien müssen ausschließlich rechtlicher 
Art sein, denn das Problem der Zugehörigkeit 
von Rechtsnormen zu einem geltenden Rechts-
system ist eine Rechtsfrage und daher mit den 
rechtlichen Interpretationsmethoden zu lösen. 
Hierbei ging es vorrangig darum, die formel-
len Kriterien aufzuzeigen, die notwendig sind, 
um die Zugehörigkeit einer Moralvorschrift 
zum rechtlich relevanten Sittengesetz bestim-
men zu können. Ohne die Offenlegung des for-
mellen Auswahlverfahrens lassen sich nämlich 
keine Aussagen über den Inhalt der zum Sit-
tengesetz gehörenden Sittennormen machen. 
Insoweit ist bewußt an die Vorstellung ange-
knüpft worden, die hinter dem Gesetzgebungs-
verfahren des Grundgesetzes steht. Allerdings 
wird die entsprechende Anwendung dieses for-
mellen Verfahrens durch die materiellen Vor-
schriften der Grundrechte ergänzt. Sie verbie-
ten, solche sittlichen Normen in das Grund-
gesetz zu inkorporieren, die ihnen widerspre-
chen. Auf dieser Grundlage kann festgehalten 
werden, daß das Sittengesetz als ethisches 
Minimum verstanden werden muß.



Aufgaben und Probleme des Schulpraktikums

Die folgenden Beiträge resultieren aus den Bemühungen um eine Neuordnung 
des Schulpraktikums, das im Rahmen des Studiums an den Pädagogischen Hoch-
schulen zu absolvieren ist. Die anstehenden Aufgaben und Probleme werden, die-
ser Zielsetzung entsprechend, aus der Perspektive des Studenten, aus der des als 
Mentor beteiligten Lehrers und schließlich aus der Perspektive des das sogenannte 
Blockpraktikum leitenden Dozenten dargestellt. — Die drei Erfahrungsberichte, 
herausgegeben von Prof. Dr. W. Hinrichs, sind zuerst in der Zeitschrift „Die 
Pädagogische Hochschule“, Siegen WS 1969/70, Heft 7, Seite 13—22, erschienen; 
der — geringfügig geänderte — Nachdruck erfolgt mit freundlicher Genehmigung 
der Herausgeber, der Gesellschaft der Freunde und Förderer der Pädagogischen 
Hochschule Westfalen-Lippe (Abteilung Siegerland), und der Verlagsgesellschaft.

Wilfried Böhl  Aus der Sicht eines Studenten

Nach dem dritten oder vierten Semester ver-
läßt der Student der Pädagogik in Nordrhein- 
Westfalen normalerweise vorübergehend die 
Hörsäle, Seminar- und Bibliotheksräume der 
Hochschule. Er betritt ein Klassenzimmer der 
Grund- oder Hauptschule, um dort in der vor-
lesungsfreien Zeit fünf Wochen lang unter An-
leitung des Klassenlehrers und bei zeitweiliger 
Beratung durch einen Hochschuldozenten im 
Unterricht mit Schülern umzugehen. Dieser 
Übergang ist in den meisten Fällen durchaus 
keine harmlose Angelegenheit. Nicht selten 
spielt er sich so ab, daß man ohne besondere 
Übertreibung sagen kann: Der Student erleidet 
in den ersten Tagen, die er im Schulzimmer 
verbringt, einen Schock. Er fragt sich, was 
diese Schulpraxis mit seinem theoretischen 
Studium zu tun hat. Er zweifelt daran, ob er 
die Spannung dieser beiden Teile seines Stu-
diums, Theorie und Praxis, überhaupt aushal-
ten oder gar bewältigen kann. Oft genug ist es 
der Fall, daß einem Studenten jetzt zum ersten-
mal mit ganzer Wucht ernste Bedenken kom-
men, derart, daß er sich fragt: „Habe ich das 
richtige Studium gewählt? Werde ich über-
haupt einmal ein guter Lehrer sein können?" 
Und das kommt gerade oft bei theoretisch be-
sonders fähigen und energischen Studenten 
vor.

Nun soll dieses Praktikum eben die Kluft über-
brücken, die sich im Studium zwischen Theorie 
und Praxis auftun kann. Es soll u. a. einem 
Schock beim endgültigen Schritt in den Lehrer-
beruf vorbeugen. Dieser Übergang kann so 
hart sein, daß der junge Mensch jetzt erst, 
wenn es zu spät ist, resigniert und ein schlech-
ter Lehrer wird oder sich einem anderen Beruf 
zuwendet. Zwar ist neuerdings der Vorberei-
tungsdienst im Bezirksseminar als erster 
Schritt für die jungen Lehrer (Lehramtsanwär-
ter) vorgesehen, um ihnen vor allem zur nöti-

gen theoretisch begründeten Übung im Unter-
richt zu verhelfen. Dabei sind die jungen Leh-
rer nicht schon, mit einem vollen Lehrauftrag 
belastet. Aber von den Aufgaben des Hoch-
schulstudiums aus ergibt sich die Frage: Was 
kann getan werden, damit sich das Studium 
nach dem 3. oder 4. Semester nicht nur formal 
auf das fünfwöchige Schulpraktikum bezieht?

Raum für eine sinnvolle Praktikumsgestaltung 
ist durchaus mit der neuen „Vorläufigen Stu-
dienordnung" der Pädagogischen Hochschule 
Westfalen-Lippe vom März 1968 gegeben (vgl. 
darin V. 1). „Die Praktika dienen", wie es dort 
heißt, „als empirische Grundlage der wissen-
schaftlichen Reflexion". Sie sollen also als „Er-
fahrungsgrundlage" das theoretische Studium 
ergänzen, was auch in der Prüfungsordnung 
für Nordrhein-Westfalen (1t. Erlaß des Kultus-
ministers vom 9. 1. 1968, § 2 Absatz 1) zum 
Ausdruck kommt. Dazu erhält der Student nach 
der Studienordnung im fünfwöchigen Schul-
praktikum „Gelegenheit, die vielfältige Wirk-
lichkeit der Schule durch Beobachtung und 
durch aktive Teilnahme an der Unterrichts-
arbeit kennenzulernen". Es geht vor allem „um 
eine gründliche theoretische Durchdringung 
der gesammelten praktischen Erfahrungen" 
(V. 4). Um diese Aufgaben erfüllen zu können, 
ist es nötig, in einer Praktikumsordnung die 
Voraussetzungen im einzelnen zu schaffen.
Aus dem Bisherigen geht hervor, daß es — 
vom Standpunkt des Studenten aus gesehen —- 
noch nicht gelungen ist, die Praktika und das 
wirkliche Studium an den Pädagogischen 
Hochschulen im Sinne der Studienordnung mit-
einander zu vereinbaren. Der Student kommt 
sich — überspitzt ausgedrückt — zunächst in 
der Unterrichtspraxis vor wie ein Schiffbrü-
chiger; in unerreichbarer Ferne ist das Fest-
land seines bisherigen Studiums, die Theorie; 
er „schwimmt", wie es in der Sprache junger 



Lehrer oder Praktikanten heißt. Diese Verle-
genheit zeigt aber besonders drastisch die Not-
wendigkeit des Praktikums für ein sinnvolles 
Studium. Soll die Verbindung zum übrigen 
Studium deutlich werden, so dürfen Mentoren 
und Studenten von den Dozenten nicht allein-
gelassen werden. Aus drei Gründen vor allem 
ist die maßgebliche Wirkung der Dozenten 
nötig, 1. um die Reflexion des Studenten bis 
zu einer wenigstens annähernd wissenschaftli-
chen Genauigkeit zu fördern; 2. um die Ver-
ständigung mit den Mentoren zu fördern, also 
mit den Praktikern, die es bisher nach dem 
Studium, isoliert von der Hochschule, nur 
noch mit den Schülern, den Kollegen und den 
Schulbehörden zu tun hatten (selbst für die-
jenigen Praktiker gilt das, die als Mentoren 
tätig sind, abgesehen natürlich von den hinzu-
kommenden Studenten und den seltenen Schul-
besuchen der Dozenten); 3. um die Studien-
wünsche der Studenten so weit wie möglich 
mit der Praktikumswirklichkeit in Einklang 
zu bringen.

I.

Soll die Reflexion des Studenten über seine 
Unterrichtsversuche wenigstens annähernd 
wissenschaftlich werden, so muß er sich bemü-
hen, seine Überlegungen zu formulieren. Dies 
geschieht im Blick auf die jeweils geplante 
Unterrichtseinheit und im Rückblick auf den 
jeweiligen Unterrichtsversuch, schließlich beim 
überdenken des ganzen Praktikums, das am 
besten — wie es die bisherige Praktikumsord-
nung schon forderte — unter einem selbstge-
wählten Gesichtspunkt stattfindet. In dieser 
Gedankenarbeit hat der Student eine ganz be-
trächtliche Schwierigkeit zu bewältigen. 
Grundsätzlich sieht er ein, daß über Gespräche 
und Diskussionen hinaus solche Formulierun-
gen genauer werden, wenn sie schriftlich ge-
schehen, wie es die Studienordnung verlangt 
(a. a. O., V. 4). Aber soll er dabei nicht noch 
unsicherer werden oder sich auf unverbind-
liche Formulierungen zurückziehen, so geht 
das nur unter der Bedingung einer intensiven 
Mitarbeit des Dozenten. Einige richtig pla-
zierte, intensive Gespräche mit dem Dozenten 
sind also für jeden Studenten unentbehrlich.

Schließlich braucht der Student auch eine Hilfe 
bei der Suche nach interessanten Fragestellun-
gen. Dies geschieht erfahrungsgemäß am ehe-
sten in den Fällen, in denen eine enge Ver-
bindung der Praktika mit Seminarveranstal-
tungen gewährleistet ist. Erst auf Grund von 
einleuchtenden und in Grenzen lösbar erschei-
nenden Problemen der Praxis wird der Stu-
dent zu theoretischen schriftlichen Arbeiten 

motiviert. Hier eröffnet sich für den Hoch-
schullehrer und in studentischer Sicht ein gro-
ßes Feld, das dem Studenten unbestellt er-
scheint.
Es ist ein Unterschied, ob der Student von 
Problemen nur hört oder liest, oder ob er sie 
an eigenen pädagogischen Versuchen erfährt. 
Erst wenn er selbst „nicht weiterkommt", ohne 
sich über Einzelprobleme, welche die Praxis 
aufwirft, theoretisch zu orientieren, findet er 
aus eigenem Antrieb zur Theorie. Erst wenn 
das Praktikum (nicht die bloßen Unterrichts-
versuche) als dynamischer Ausgangs- und Ziel-
punkt von Lehre, Forschung und Studium der 
Pädagogischen Hochschule seinen wahren Stel-
lenwert erhält, erst dann wird das theoretische 
Studium für den Studenten grundsätzlich be-
deutsam. Andernfalls kann es höchstens zu 
einem verbalen Bewußtsein der eigentlich 
brennenden Fragen kommen. Der Student, der 
vom fünfwöchigen Schulpraktikum wieder in 
die Seminare zurückkehrt, meint, daß er sei-
nen. Kommilitionen etwas zu sagen hat, und 
merkt hin und wieder, daß er selbst seinen 
Hochschullehrern etwas zu geben hat. Wie sel-
ten aber baut der Hochschullehrer systema-
tisch seine Arbeit auf die Mitteilung studen-
tischer Arbeit und Erfahrungen im Praktikum 
auf! Wie sehr scheint er dem Studenten, wenn 
er forscht, immer wieder in Projekten befan-
gen zu sein, deren Notwendigkeit dem Stu-
denten in der Schulpraxis nicht einsichtig 
wird! Wie oft wird die Gelegenheit verpaßt, 
derartige studentische Beiträge auszuwerten, 
heräuszufordern oder auch nur zu ermög-
lichen! Das gilt gewiß besonders für Hoch-
schulen mit großen Studentenzahlen, ist aber 
ein grundsätzliches Problem für alle Pädagogi-
schen Hochschulen.
Natürlich liegt das gelegentlich auch daran, 
daß der Mentor — wohl befangen im begrenz-
ten Feld seiner Praxis — kein Verständnis für 
gewisse pädagogische Probleme aus der Sicht 
des Hochschullehrers hat. Andererseits merkt 
der Student in der Regel, wie wertvoll die 
Hilfe eines erfahrenen Mentors ist.

II.

Der Student muß die Spannung zwischen Hoch-
schullehrer und Mentor, zwischen Theorie und 
Schulwirklichkeit im Praktikum aushalten. Er 
findet nicht immer die Sprache, die den 
Hochschullehrer auf neue Fragen und Sichtwei-
sen aufmerksam macht. Er findet erst recht 
nicht immer die Sprache, seine Erfahrungen 
und Einsichten dem Mentor in überzeugender 
Weise vorzutragen. Auch der ernsthaft um 
eine Bewältigung der Aufgaben ringende Stu 



dent, nicht nur der Student, der es sich mit der 
bloßen Verachtung der Gegebenheiten leicht 
macht, ist unvorbereitet dieser Zerreißprobe 
ausgesetzt. Er löst daher hin und wieder so-
wohl bei Dozenten wie Mentoren Befremdung 
aus.
Würden aber die Studenten schon in den er-
sten Semestern vor dem fünfwöchigen Schul-
praktikum planmäßig auf eine Verständigung 
mit den Mentoren von selten der Dozenten 
vorbereitet, so wäre damit wiederum ein Hin-
dernis zu fruchtbarer Zusammenarbeit besei-
tigt. Umgekehrt könnten die Hochschullehrer 
selbst ihre Erfahrungen in der Beratung mit 
Mentoren und Studenten im Praktikum ge-
nauer verwerten und vielleicht noch besser 
kontrollieren. Sie würden zugleich den Studen-
ten zu einer besseren Verständigung mit 
den Dozenten sebst verhelfen.

Es wäre zu überlegen, welche Möglichkeiten 
einer solchen Vorbereitung auf das fünfwö-
chige „Blockpraktikum" die sog. Tagespraktika 
bieten, die in den ersten drei bis vier Seme-
stern wöchentlich einen halben Tag beanspru-
chen. Unbeschadet dessen, sollte aber auch in 
den Lehrveranstaltungen diese Frage mehr in 
den Vordergrund rücken.

Bleibt die Überbrückung der Verschiedenheit 
der Perspektiven aus, so verhärten sich da-
gegen die Positionen; die Gefahr des Sich ver-
rennens in ideologische Streitigkeiten besteht, 
so daß dem Studenten die Schulwirklichkeit 
vor allem „ideologisiert" und damit in Dog-
men gezwängt und erstarrt erscheint. Unter 
solchen Bedingungen kann er kein Verständ-
nis für die harte Vorhaltung aufbringen: „Die 
Praxis sieht anders aus als die Theorie" — eine 
Vorhaltung, die sonst, wenn sie zu hören ist, 
Uberwindungsenergien entbinden kann.

III.

Besonders empfindlich wird mancher davon 
getroffen, daß es nicht möglich ist, jeden Stu-
denten einem Mentor zuzuteilen, bei dem er in 
allen drei im Studium gewählten Fächern un-
terrichten kann (Wahlfach, zwei weitere Schul-
fächer). Es gibt Praktikanten, die völlig unsi- 
Cher werden, wenn sie in einem nicht gewähl-
ten Fach einen Unterrichtsversuch machen Sol-
en. Bei der gegenwärtigen Schulorganisation 
ommt es aber vor, daß dieser Fall mindestens 

0 oft eintritt wie das übernehmen von Unter- 
ndrtseinheiten in gewählten Fächern. Ja, es ist 
eine große Ausnahme, wenn der Student in 

nur einem der von ihm gewählten Fächer im 
raktikum unterichten kann, im übrigen aber 

in Fächern praktiziert, die er nicht studiert. Es 
kann sogar geschehen, daß er einer Grund-
schule zugeteilt wird, wenn er im Studium den 
Stufenschwerpunkt II (Hauptschule) gewählt 
hat.

Es gibt Studenten, die das Praktikum in solchen 
Fällen für sinnlos halten. Hier ist zu fragen, ob 
die Praktikumsorganisation nicht noch verbes-
sert werden kann, ob nicht darüber hinaus in 
den Praktikumsschulen Wege gefunden werden 
können, die besondere Härten vermeiden, 
z. B. zeitweiliger Austausch von Studenten 
unter verschiedenen Mentoren an einer Schule. 
Lehrer, die nicht Mentoren sind, kommen hier 
manchmal freundlicherweise entgegen, was 
man aber nicht erwarten oder organisatorisch 
ausnützen kann. Es sei nicht bestritten, daß Er-
fahrung in „fremden" Fächern nützlich, in 
Grenzen auch notwendig ist. Es ist aber un-
möglich, alle Fächer in ihrer Problematik di-
daktisch-methodisch zu durchdringen, ganz zu 
schweigen von den Sachproblemen. Der Unter-
richt des Studenten als eines Allround-Lehrers 
ginge immer zu Lasten des Studiums und wohl 
erst recht zu Lasten des Schülers. Aus diesen 
Gründen wäre es empfehlenswert, in den Er- 
fahrungs- und Gedankenaustausch aller Betei-
ligten auch gelegentlich Schüler einzubezie-
hen.

Die Befragung, Reaktion und begrenzte Mit-
wirkung von Schülern ist auch aus anderen 
Gründen wichtig, so z. B. für eine vordring-
liche Aufgabe des Studierens und der For-
schung, nämlich für Experimente. Beim Schul-
praktiker stößt man dabei leicht auf Wider-
stand. Dem Studenten sind sie höchstens unter 
Anleitung des Dozenten in den zum Studium 
gewählten Schulfächern möglich, weil nur hier 
ein genaueres Problembewußtsein vorausge-
setzt werden kann. Sicher darf der Schüler, 
um den es ja geht, nicht das Opfer solcher 
Unternehmungen sein. Experimente sind aber 
notwendig; sie dienen der Weiterführung der 
Theorie und letztlich — in gegenseitiger Kor-
rektur von Theorie und Praxis — auch der 
Praxis.

Die Unzulänglichkeit unserer Schulpraxis und 
Schulsituation erfordert als Korrektiv die 
Theorie. Aber diese selbst ist ebenfalls unzu-
länglich, was sich in ihrem mangelnden Einfluß 
auf das Praktikum zeigt und durch eine bes-
sere Wechselwirkung mit der Schule ausge-
glichen werden müßte. Diese Unstimmigkeiten 
zwischen Theorie und Praktikum einerseits 
und den praktischen Gegebenheiten der Schule 
andererseits sind schließlich zutiefst mitbe-
gründet in den gesellschaftlichen Konflikten 
der Gegenwart.



Werner Holtrode: Aus der Sicht eines Mentors

I.

Die Schule ist ein Kind unserer Gesellschaft. 
Zwischen beiden bestehen vielseitige Wirk-
zusammenhänge. Es ist also durchaus in der 
Ordnung, daß die Gesellschaft entsprechend 
ihrer jeweiligen Strukturierung Erwartungen, 
Ansprüche, Forderungen an die Schule hat, 
konkrete, zeitbedingte Forderungen. Der Er-
zieher sieht sich in ein Spannungsfeld versetzt, 
da er sich nicht nur der Gesellschaft verpflich-
tet weiß, sondern gleichzeitig jedem einzelnen 
Schüler. Einerseits sieht er den Schüler aus der 
ihm als Erzieher eigenen Sicht und aus der 
Perspektive der Eltern, die individuelle Vor-
stellungen vertreten. Andererseits muß er den 
Standpunkt unserer technisch-industriell orien-
tierten Gesellschaft einnehmen. Die Anstren-
gungen, besonders der letzten Jahre, seitens 
der verschiedensten gesellschaftlichen Grup-
pen machen deutlich, daß die Schule zum un-
geratenen Kind der Gesellschaft geworden ist, 
das wieder zur Räson — sprich Leistung — 
gebracht werden muß. Neue Organisationsfor-
men sollen — wenngleich sie für den päd-
agogischen Akt nur von sekundärer Bedeu-
tung sein können — die Schule den Bedürfnis-
sen der Zeit anpassen. Begriffe wie Rationali-
sierung der Schulorganisation, Schulordnung 
und Schulverwaltung vermögen die Umbruch-
situation, in der sich der Praktiker befindet 
und die er letztlich selbstverantwortlich zu be-
wältigen hat, zu erhellen.

Der Praktiker sieht sich einer zusätzlichen Be-
lastung ausgesetzt. Wer nicht von sich sagen 
kann: „Gewußt hab ich's ja immer schon“, 
muß umdenken, muß sich damit abfinden, daß 
das statische Moment in der Schule dem dyna-
mischen Platz machen muß, daß Prinzipien, 
Maximen, die er für unumstößlich hielt, ins 
Wanken geraten. Unbehagen hat sowohl den 
mehr progressiven als auch den mehr konser-
vativen Lehrer erfaßt.

II.

In diese Atmosphäre des Unbehagens, der Un-
sicherheit sieht sich der Student während des 
Blockpraktikums hineinversetzt. Hier soll er 
praktische Erfahrungen sammeln, pädagogi-
sche Grundsätze und Erkenntnisse realisieren.

Was er für dieses Unterfangen an Vorausset-
zungen mitbringt, ist aus der Perspektive des 
Praktikers gesehen häufig unzureichend. Selbst 
wenn er über den gegenwärtigen Stand der 

theoretischen Diskussion informiert ist und 
sich mit den Erkenntnissen der Wissenschaft 
und Forschung, mit den verschiedensten päd-
agogischen Standpunkten rational auseinan-
dergesetzt, ja sich bereits spezialisiert hat, er-
scheinen manchem Mentor die Erfahrungen 
des Studenten aus den punktuellen Begegnun-
gen mit der Schulwirklichkeit im Tagesprak-
tikum — über dessen Effekt an anderer Stelle 
nachgedacht werden müßte — zu dürftig.
Der Student von heute, dem infolge der breit-
angelegten Demokratisierungsbemühungen 
eine weit größere Mündigkeit zugebilligt wird 
als je einem Studenten anderer Epochen —die 
Frage nach der tatsächlichen Mündigkeit sei 
dabei gar nicht gestellt —, kommt in eine 
Schulwirklichkeit, die ihm weithin fremd er-
scheinen muß. Er kritisiert, belächelt, verur-
teilt, verdammt, hält Ansätze für fragwürdig, 
Ziele für illusionistisch, wirft unerbittlich Fra-
gen auf, die die Substanz der Schule berüh-
ren, das System in Frage stellen und bezwei-
feln, daß die Schule von heute den Menschen, 
die im Jahre 2000 die Geschicke der Welt mit- 
bestimmen sollen, wesentliche Hilfen bietet.
Ob er nun provozierend fragt oder nur behut-
sam Kritik ansetzt — ausgenommen die 
Gruppe derer, die nichts sehen, nichts finden, 
die Gruppe der Oberflächlichen, die es in je-
dem Lager, jedem Beruf gibt —: er wittert die 
substantielle Misere. Seine Kritik abzutun mit 
Schlagwörtern wie extremistisch, radikal, po-
litisiert, unreif, wäre unklug.
Die Kluft zwischen Theorie und Praxis ist 
eine Realität. Der Student kennt noch nicht die 
vielfältigen • Schwierigkeiten, institutioneilen 
und administrativen Verflechtungen, die sicher 
mit ursächlich sind für diese Diskrepanz; er 
sieht durch die bloßen Tatbestände seine Kri-
tik legitimiert, er ist noch keiner Institution 
auf Lebenszeit verpflichtet.
Die Aufgabe des Mentors im Praktikum 
wächst sowohl wegen der modernen Bedin-
gungen eines wissenschaftlichen Studiums für 
den Lehrerberuf als auch wegen der ohnehin 
vielfältigen gesellschaftlichen und pädagogi-
schen Ansprüche, denen sich der Lehrer aus-
gesetzt sieht. Unstimmigkeiten zwischen sei-
ner Sicht von der Schulwirklichkeit her und 
den Theorien, die Studenten von der Hoch-
schule mitbringen, vergrößern seine Verant-
wortung und bedeuten eine zusätzliche Bela-
stung für ihn.
Der Struktur unseres Bildungswesens gemäß 
bleiben Hochschule und Schule voneinander 



isoliert. Im Bereich der praktischen Pädagogik 
müssen Erkenntnisse der theoretischen Päd-
agogik weithin Theorie bleiben, weil es kaum 
Einrichtungen gibt, denen es um eine Verein-
barung von Realität und praktischen Erforder-
nissen zu tun ist. — Im Raum von Wirtschaft 
und Industrie sind solche Einrichtungen kein 
Novum. — Der einzelne Praktiker ist kaum in 
der Lage, sich über den neuesten Stand der 
pädagogischen Forschung zu informieren, weil 
er im Alltag keine Zeit dafür findet, überdies 
hat das Experiment im Bereich des Schulwe-
sens geringe Bedeutung, die Rechtsstellung des 
Schülers läßt ihn nicht zum Versuchsobjekt 
werden.
Es kann daher nicht verwundern, daß der Prak-
tikant wirklichkeitsfremd ist. Wie er zur 
Selbstbeurteilung kommen kann, welche Hil-
fen ihm dabei der Mentor anbieten kann, 
welche Beurteilungskriterien überhaupt gelten 
sollen, ist schwerlich auszumachen. Aber die 
Notwendigkeit einer differenzierten Beurtei-
lung zum Zwecke der Leistungssteigerung muß 
der Mentor sehen; denn ihm kommt es u. a. 
auf die Leistungsfähigkeit künftiger Kolle-
gen an. Hier wie in der Frage der Überwin-
dung der Diskrepanz zwischen Theorie und 
Praxis bedarf der Mentor einer systematisch 
zu planenden Zusammenarbeit mit der Hoch-
schule, die seine Kompetenzen nicht beschnei-
det, sondern ihnen zur notwendigen Geltung 
verhilft.

III.

Aus dieser mißlichen Lage könnten bei Beto-
nung des Mentorenstandpunktes herausfüh-
ren:

a) Regelmäßige Arbeitstagungen und andere 
Kontakte, die der gegenseitigen Information 
und Korrektur dienen, auf denen die Frage 
nach der Realisierbarkeit von Erkenntnissen 
aus Wissenschaft und Forschung dominiert, 
unter Berücksichtigung der Rechte des Schü-
lers, der bestehenden Erlasse, Verordnungen, 
Verfügungen und Richtlinien — diese Kon-
takte sollten auch mit der Schulaufsichtsbe-
hörde bestehen —;
b) Befreiung der Beteiligten von Verpflichtun-
gen geringerer Bedeutung: Stundennachlaß für 
Mentoren, entsprechende Honorierung;

c) Einbeziehung der Studierenden in die Dis-
kussion, damit sie die verschiedenen Stand-
punkte, Möglichkeiten, Schwierigkeiten ken-
nenlernen und somit unter Umständen zum re-
gulativen Element zwischen Dozenten und 
Praktikern werden;

d) Herausarbeiten von Beurteilungskriterien 
durch die Beteiligten, gemeinsame Bemühun-
gen um eine korrekte Beurteilung während 
des Praktikums;
e) Erörterung einer Neuorientierung des Ta-
gespraktikums als Voraussetzung für das 
Blockpraktikum.

Die nur skizzenhaften Darlegungen mögen 
zeigen, daß ein wissenschaftliches Lehrerstu-
dium ein zentrales Problem der Vorbereitung 
auf den Beruf aufwirft. Es müssen Formen und 
Beweggründe gefunden werden, die das Enga-
gement aller Beteiligten herausfordern, sich 
an der Stelle zu treffen, auf die sich Forschung, 
Studium und Lehrtätigkeit richten: in der 
Schule.

Wolfgang Hinrichs: Aus der Sicht eines Dozenten

Wird über ein Thema auf genügend breiter 
Basis unter Partnern diskutiert, im Bestreben, 
eigene Vorurteile abzubauen und auf ein für 
alle akzeptables, genau begründetes prakti-
sches Ergebnis hinzuarbeiten, dann kann ein 
Stadium erreicht werden, worin der eine Part-
ner — trotz verschiedener Standpunkte und 
Interessen in den wesentlichen Fragen — des 
anderen Sache mitvertreten kann. Dieses Sta-
dium ist in der Frage des fünfwöchigen Schul-
praktikums erreicht. Aus den theoretisch und 
Pragmatisch orientierten Aussprachen ergeben 
sich jetzt Grundsätze und praktische Konse-
quenzen, die ganz im Sinne der Sicht des Do- 
Renten sind, derart freilich, daß er wie alle 

eteiligten von den Beiträgen der anderen 
gelernt hat.

Es zeigt sich aus Anlaß der Praktikumserörte-
rungen wieder einmal, was oft gelehrt, weni-
ger oft praktiziert wird: Die Wissenschaft der 
Pädagogik in einem weiten Sinn ist keine 
Schreibtischwissenschaft. Sie „lebt" von den 
Schwierigkeiten und Problemen, die sich in 
der pädagogischen Praxis ergeben. Sie ist auf 
praktische Versuche und Beispiele (Exempel) 
angewiesen. Wenn wir die Vielfalt der Auf-
gaben für Mentoren, Dozenten und Studen-
ten im Praktikum überschauen, wenn wir an 
die Notwendigkeit der Verflechtung dieser 
Aufgaben im Praktikum und mit den Lehr-
veranstaltungen in der Hochschule denken, 
wenn wir die Beschränkung des Studenten in 
seiner Fächerwahl berücksichtigen und ande-
rerseits den Zwang der organisatorischen Ge-



gebenheiten zum überschreiten dieser Stu-
dienbegrenzung im Praktikum (und in der spä-
teren Praxis) beachten, dann bleiben zwei 
Hauptforderungen:
— Jeder Dozent sollte von seinem Fach her 
das Praktikum als Hilfe für ein erfolgreiches 
Studium neu bedenken. Einmal bedeutet das 
Verständigungshilfe im Umgang mit den Ver-
tretern des mehr theoretischen und denen des 
mehr praktischen Studiums. Zum anderen ist 
damit gemeint: Studienkonzentrationshilfe, 
d. h.: das Fördern eines Studierens unter ganz 
wenigen, selbstgewählten fächerübergreifen-
den Gesichtspunkten. Ein solches exempla-
risches Studieren, das zugleich praxisbezogen 
ist und bescheidene Forschung unter Anlei-
tung des Dozenten werden kann, ist bei der 
immer noch großen Fächerzahl des heutigen 
Lehrerstudiums ohnehin unvermeidbar; es ist 
die einzige Möglichkeit eines sinnvollen päd-
agogischen Studiums. Schließlich ist es die ein-
zige Möglichkeit, mit organisatorischen Här-
ten fertig zu werden — soweit sie unvermeid-
lich sind — und hinsichtlich der Auswirkungen 
des Praktikums auf die Schüler human, günsti-
genfalls pädagogisch zu verfahren.
— Unbeschadet dessen ist — auch bei den 
Überlegungen zu einer neuen Praktikumsord-
nung — festzuhalten, daß die Unzulänglich-
keit der Praktikumsgegebenheiten.mitbegrün-
det ist in der Unzulänglichkeit unserer ge-
genwärtigen Schulsituation, die wieder in 
Wechselwirkung mit gesellschaftlichen Span-
nungen der Gegenwart gesehen werden muß. 
Die Frage bleibt, wie der Dozent bei Beachtung 
dieser Forderungen seinen notwendigen 
Hauptinteressen der Lehre und in begrenztem 
Maße der Forschung gerecht werden kann. 
Wie geschieht das mit Rücksicht auf das Stu-
dium, also auf den Standpunkt des Studenten, 
wie mit Rücksicht auf die Position der Men-
toren?

I.
Für die Belange des Studenten läßt sich folgen-' 
des ableiten:
a) Von der gesellschaftlichen Situation her er-
gibt sich für den Dozenten zunächst die Auf-
gabe der Verständigungshilfe. Er hat sie bei 
der Aussprache zwischen Studenten und Men-
toren im Praktikum zu leisten. Sie kann in der 
Hochschule und besonders im Tagespraktikum 
vorbereitet werden. Demgemäß geht es in 
Lehre und Studium um die Förderung eines 
Problembewußtseins des Studenten im Hin-
blick auf partnerschaftliche Umgangsformen 
der Sprache und des Verhaltens. Partnerschaft 
bedeutet darüber hinaus schon der inneren 
Einstellung nach nicht arrogante Nivellierung 

des anderen auf das eigene Niveau oder gar 
Überheblichkeit, sondern beruht auf gegen-
seitiger Anerkennung und Wertschätzung der 
je andersartigen Sachkompetenz. Sie wird nur 
so zur fruchtbaren Kooperation.
Daran wird deutlich, daß dem Studenten wei-
terhin die Praktika als Untersuchungs- und 
Erprobungsfeld nicht nur für einen späteren 
kollegialen Umgang unter Lehrern bewußt 
werden können, sondern zusammen damit 
auch für den „sozialintegrativen" Umgang mit 
den Schülern. Die Verständigungshilfe, die der 
Dozent leistet, wird dann ein Beitrag zur Frage 
der „Demokratisierung" der Bildungsinstitutio-
nen Schule und Hochschule und ihrer Wechsel-
wirkung. Es zeigt sich also, daß — recht ver-
standen — der Standpunkt des Studenten ge-
radezu den des Dozenten herausfordert. Was 
zunächst pragmatisch als Umgangshilfe er-
scheint, weist in Wirklichkeit auf ein zentral 
bedeutsames Forschungsfeld der Wissenschaf-
ten an Pädagogischen Hochschulen hin.
b) In der Sachbezogenheit und Sachbeschrän-
kung der soeben beschriebenen Verständi-
gungshilfe zeigt sich nur die andere Seite der 
Hauptaufgabe des Dozenten an einer Pädago-
gischen Hochschule: Studienkonzentrations-
hilfe. Sie muß bei der Fächerstruktur im Leh-
rerstudium auf ein Erhellen des Zusammen-
hanges der pädagogisch-grundwissenschaft-
lichen Studienfächer mit den Schulfächern als 
Studienfächern hinauslaufen. Z. B. hat der päd-
agogische Arbeitsschulgedanke Konsequenzen 
für das didaktische Verständnis der Mathema-
tik. Andererseits wirft er das didaktische Pro-
blem der Eigengesetzlichkeit jedes Schul-
faches, hier des Rechnens und der Raumlehre 
oder der Mathematik, auf. Allgemein ergeben 
sich daraus Forschungsfragen des Lehrplans 
— „Curriculum-Forschung" —, woran die wis-
senschaftlichen Vertreter der Schulfächer und 
der pädagogisch-grundwissenschaftlichen Fä-
cher erst das Zusammenarbeiten lernen müs-
sen.
Doch auch Studenten und Dozenten müssen 
unter neuen Generationsbedingungen an der 
Hochschule erst wieder das Zusammenarbeiten 
an der Sache selbst lernen. Der Dozent hat da-
zu Gelegenheit, wenn er die studentische 
Praktikumstätigkeit als im weiteren Sinne 
pädagogische Forschungs- und Erprobungshilfe 
beansprucht. In den meisten Fällen stellt der 
Dozent ein starkes Engagement der Studenten 
gerade im Praktikum fest, dem eine bewun-
dernswürdige Einsatzbereitschaft vieler Men-
toren entspricht. Diese Energien bieten sich a s 
wirksame Motivation für das theoretische Stu 
dium geradezu an, es kommt nur darauf ah 
von ihnen Gebrauch zu machen. Dazu gehör 



die Anregung des Studenten am Praktikum, 
Mut zur eigenen Konzeption zu haben, vor 
allem in der didaktischen Analyse von „Un-
terrichtsstoffen" und in der Überlegung metho-
discher Konsequenzen. Gerade im Praktikum, 
mit den Studenten zusammen oder von ihnen 
aufmerksam gemacht, findet und erprobt der 
Dozent neue oder ungewöhnliche Gesichts-
punkte, Grundsätze und Methoden in Unter-
richtsversuchen. Am Schreibtisch allein können 
einem eher menschlich fragwürdige „Experi-
mente" einfallen. Die Disziplin der Pädagogik 
i. w. S. unterscheidet sich in diesem Punkt von 
den Naturwissenschaften, sofern sie nicht un-
ter Laboratoriumsbedingungen, nicht herme-
tisch abgeschlossen von etwaigen schädlichen 
Auswirkungen auf Menschen geschieht. Ihre 
wissenschaftlichen Versuche müssen immer zu-
gleich die Förderung der zu Versuchen bean-
spruchten Schüler bezwecken.
In diesem Sinne wird der Dozent in Verbin-
dung mit den Gesprächspartnern des Prakti-
kums zugeben, daß sich das Zentrum der wis-
senschaftlichen Arbeit mehr aus den Räumen 
der Pädagogischen Hochschule heraus in Rich-
tung auf die Schule und Praktikumswirklich-
keit verlagern muß und daß auch er selbst 
dazu von seinem Verständnis seines Lehr-
auftrages noch viel beitragen kann. Der große 
Vorteil der Pädagogischen Hochschule vor der 
traditionellen Universität ist, daß sie für den 
künftigen Lehrer diese Chance wahrnehmen 
kann.

c) Will man in Form der Verständigungs- und 
Studienintegrationshilfe die Zusammenarbeit 
mit Studenten fördern, so ergibt sich von 
selbst für die Praktikumsordnung einer Hoch-
schulabteilung die Notwendigkeit einer Zu-
sammenarbeit der Dozenten dieser Abteilung.

Als äußere Voraussetzung dazu ist erstens zu 
erwägen, daß
(a) jeder Dozent nicht nur eine Anzahl von 
Studenten verantwortlich im Praktikum berät 
und ihnen die Praktikumsscheine bei erfolg-
reicher Ableistung ausstellt, sondern daß 
darüber hinaus (b) mehrere 

1

Dozenten alle 
wechselseitig für sämtliche ihnen zugeteilte 
Studentengruppen fachlich zuständig sind ). 
Es können ein bis zwei „grundwissenschaft-
lich" orientierte Dozenten und z. B. zwei vor-
wiegend mathematisch-naturwissenschaftlich-
technisch ausgerichtete Dozenten einer Groß-
gruppe mit entsprechend gewählten Studien-
fächern vorstehen (etwa 36 bis 48 Studenten). 
Für jeden einzelnen Dozenten ist es so leich-

ter möglich, in Verbindung mit der eigenen 
Forschung und mit eigenen Seminarveranstal-
tungen Untersuchungen in fachlich geeigneten 
Projektgruppen durchzuführen. Seminararbei- 
ten und wissenschaftliche Hausarbeiten für das 
1. Lehrerexamen können dann eher sinnvoll 
aus schriftlichen Praktikumsaufzeichnungen 
hervorgehen.
Die zweite äußere Voraussetzung ist ein 
Überdenken von Reihenfolge, quantitativem 
und qualitativem Verhältnis der Hospitations-
stunden 2) und der eigenen Unterrichtsver- 
suche des Studenten sowie von Quantum und 
Qualität seiner schriftlichen Aufzeichnungen 
im Hinblick auf den Erfolg des Praktikums. 
Ggf. sind organisatorische Konsequenzen zu 
ziehen.
Drittens ist es nötig, sich mit Studenten und 
Mentoren vom Schulunterricht zurückzuziehen 
zu ausgiebigen Praktikumsgesprächen. Für die 
Erprobung neuer Ideen und deren Erörterung 
ist Raum in der Schule zu schaffen. Die hierhin 
gehörigen Forderungen von Mentorenseite 
können auch vom Standpunkt des Theoreti-
kers nur unterstützt werden, denn sie dienen 
letztlich der Qualität des Praktikums und des 
Unterrichts in der Schule. — Nur teilweise 
können diese Gespräche neben der Allein-
arbeit der Schüler stattfinden („Stillarbeit").

II.

Die Verpflichtung, Sachwalter des jungen 
Menschen (Kindes) gegenüber der Gesellschaft 
zu sein, ist für den Studenten und Dozenten 
Theorie, für den Mentor jedoch Realität. Der 
Mentor muß z. B. die Durchführung bestimmter 
Forschungsvorhaben verweigern, wenn er, 
auch nach gründlicher Prüfung, meint, sie im 
Interesse der Kinder nicht verantworten zu 
können. Die konkreten Strukturgegebenheiten 
der Schule müssen folglich maßgebend für 
Praktikumsbelange werden. Sofern sie dem 
Auftrag der Schule nur unzureichend oder 
nicht erkennbar entsprechen, sind sie doch 
Fakten, mit denen man zu rechnen, die man zu 
bedenken hat.
a) Die Schule muß um der Zukunft der Schüler 
willen Leistungen fordern. Es ist also nötig, 
auf Leistungseffektivität des Unterrichts zu 
achten (Schulaufsichtsbehörde). Das gilt auch 
für den Rahmen zulässiger und notwendiger 
Studienleistungen des Praktikanten in dieser 
Schule (Mentor als Aufsichtsperson i. w. S.). 
Hierzu braucht man Leistungsmaßstäbe. Die

2) In denen der Student an Unterrichtsstunden des 
Mentors oder der Kommilitonen teilnimmt.



Forderung des Mentors nach einem Austausch 
mit dem Dozenten über Leistungskriterien der 
Praktikums-Studien besteht daher von der 
Sache zu Recht, sofern sie zugleich dem Stu-
dium und dem künftigen Lehrer dient. Der 
Dozent hat folglich Hilfe zu leisten bei der 
Selbstkontrolle und Selbstkorrektur des Stu- 
aenten. Er hat ein distinguierendes Bewußt-
sein für die Probleme der Schulwirklichkeit zu 
wecken.
Es kommt nicht so sehr darauf an, ob die vom 
Studenten gehaltene Stunde „gelungen" oder 
„nicht gelungen" ist. Es kommt nicht nur dar-
auf an, daß „die Wissenschaft" in Gestalt des 
Dozenten oder „die Erfahrung" des Praktikers 
„sagt", wie weit hier vordergründig ein Er-
gebnis im Unterricht erreicht ist. Der Student 
soll sich vielmehr seiner derzeitigen fachlichen 
und pädagogisch-didaktischen Stärken und 
Schwächen so bewußt werden, daß er sie pro-
duktiv werden lassen kann für das Studium 
und den späteren Beruf. Das schließt nicht eine 
Übung in der Benutzung des methodischen 
Handwerkszeugs im Praktikum aus. Gefordert 
wird als Voraussetzung zum Umgang mit 
Schülern überhaupt ein gewisses Mindestmaß 
dieser Übung. Eine idealistische Verachtung 
dieses Unterrichtsaspektes wäre ebenso ver-
fehlt wie es die Rezeptbedürftigkeit von Stu-
denten auf der 3 anderen Seite wäre ).

Es geht also nicht ohne die Festlegung genauer 
Aufgaben für die. Studenten seitens der Hoch-
schule — Aufgaben, die erfüllt werden müs-
sen, wenn das Praktikum erfolgreich absol-
viert werden soll4). An solchen Aufgaben 
muß sich die individuelle Beratung und Beur-

3) Mit dieser Einschränkung ist der Intention Georg 
Geißlers zuzustimmen. Sein viel diskutierter Auf-
satz „Der Vorbereitungsdienst der Junglehrer" 
zieht aber, gemessen an der in unseren Beiträgen 
erörterten Problematik, in seinen praktischen Kon-
sequenzen den Trennungsstrich zwischen 1. und
2. Phase der Lehrerbildung zu scharf. Er erscheint
auch zu optimistisch in bezug auf die Berücksich-
tigung der Schulwirklichkeit an den Universitäten 
allgemein (von 1959 wie an den von 1969). Vgl. 
Hans Bohnenkamp, Georg Geißler, Oskar Ham- 
melsbeck, August Klein und Franz Vilsmeler 
(Hrsg.): Beiträge zur Lehrerbildung, in: Zeitschrift 
für Pädagogik, Weinheim und Düsseldorf Heft 
3/1959, S. 290 bis 301. Man muß sich vergegenwär-
tigen, wie schwer es schon den Pädagogischen 
Hochschulen fällt, die Kluft von der Theorie zur 
Praxis hin zu überbrücken, obwohl zu ihnen ge-
rade — im Gegensatz zu Universitäten — von 
vornherein Schulpraktika als integrierender Be-
standteil gehören. Vgl. die kritischen Stellungnah-
men zu Geißlers Aufsatz von Oskar Hammels- 
beck, Hans Sprenger, Fritz Pfeffer und Franz Vils- 
meier: a. a. O. S. 302—318.
4 Dies ist durch Erlaß des Kultusministers von 
Nordrhein-Westfalen vom 12. März 1969 bestätigt.

teilung des Studenten orientieren, wenn man 
festhalten will, ob und wieweit das Praktikum 
mit Erfolg abgeleistet wurde.

b) Die Schule hat aber mindestens insofern 
nicht nur eine Leistungs-, sondern auch eine 
Erziehungsaufgabe, als in ihr Verständigung 
und Umgang aller Beteiligten in einem demo-
kratischen Sinn zu fördern ist. Das wird noch 
dringender, wenn Partner der Hochschule mit 
der Schule kooperieren wollen. Dazu muß die 
Basis des Austauschs über institutionsbedingle 
Leistungsfragen hinaus breiter angelegt wer-
den.
Die fachbezogene Wissenschaftlichkeit des Do-
zenten Und die mit Demokratisierungsanspruch 
vertretenen Idealvorstellungen von Studenten 
sind notwendig. Der fächerübergreifende (oder 
auch resignierende) Realismus des Praktikers 
sowie seine Schwierigkeiten angesichts des 
Geltungsanspruches seiner Schüler bilden ein 
ebenso notwendiges Gegengewicht. All diese 
Tendenzen bedürfen einer vielfältigen Ver-
mittlung. Gerade der junge Lehrer (Lehramts-
anwärter) ist diesen verschiedenen Anforde-
rungen von seinem vergangenen Studium 
und von seiner gegenwärtigen Vorbereitungs-
zeit her ausgesetzt. Es ist daher naheliegend, 
einzelne Bezirksseminarveranstaltungen für 
„Referendare" (Hauptseminare) mit Prakti-
kumsgruppen bei Praktikumsbesuchen von Do-
zenten zusammenzufassen. Von dort könnte 
man über die Wechselwirkung von Hochschul-
studium einerseits und Einarbeitung des jun-
gen Lehrers (Lehramtsanwärters) in den Beruf 
andererseits für beide Zwecke neue Gesichts-
punkte gewinnen5). Die Studenten sollten die 
jungen Lehrer ermutigen, schwer erkämpfte 
Studienresultate nicht unter der neuen Arbeits-
last zu vergessen; die jungen Lehrer sollten 
die Studenten ermutigen, den Weg über die 
Praxis zur erneuten theoretischen Vertiefung 
konsequenter zu suchen.

Bei der Festlegung und Durchführung der Stu-
dienaufgaben des Praktikums wäre aber auch 
der Kontakt mit den Schulbehörden (Schulräte 
und Regierungsbeamte) zu berücksichtigen. 
Denn hierbei könnten Kriterien der Qualität 
— und damit der (Selbst-)Beurteilung — der 
Lehrertätigkeit ebenfalls besser fundiert ge-
wonnen werden, als es z. B. einzelne Unter

5) Hier ist an Idee und Erfahrungen einer Men 
toren-Dozenten-Arbeitsgemeinschaft" zu erinnern, 
die sich nicht auf Mentoren der 2. Phase der Leh-
rerbildung (Seminar- und Fachleiter) beschränken 
muß. Vgl. Oskar Hammelbeck, a. a. O., hierzu 
S. 304. Solche Arbeitsgemeinschaften könnten,® 
einer arbeitsfähigen Größe gehalten, auch mit S u 
dentengruppen stattfinden. 



richtsversuche oder Lehrproben in der punk-
tuellen Bewertung von Praktikumsleistungen 
zulassen. Leistungssteigerung geschieht nicht, 
wenn von den Partnern ständig bloß Beurtei-
lungsmaßstäbe angelegt werden — das wis-
sen auch Schulaufsichtsbeamte. Sie ist eben-
falls nicht ohne Maßstab möglich. „Motiviert" 
wird sie eigentlich erst auf der Basis einer ge-
meinsamen Bewältigung von speziellen Auf-
gaben, die zur Lösung allgemeiner gesell-
schaftlicher Probleme augenfällig beitragen. 
Die kontinuierliche Arbeit des Lehrers ist auch 
in dieser Bedeutung zu sehen. Doch dann darf 
sie nicht allein mit Schülern stattfinden. Der 
Austausch mit der „Gesellschaft" — etwa in 
Gestalt der Eltern dieser Schüler —- muß nicht 
ein bloß zusätzlicher Kraftaufwand sein. In 
ihm können der Arbeit in der „Schulstube" 
wesentliche Energien zuwachsen. So können 
z. B. Dozenten und Studenten ebenso wie Leh-
rer, Seminar- und Fachleiter ebenso wie Schul-
räte an Elternabenden mit allseitigem Gewinn 
in ein unerforschtes Gebiet der Praxis und der 
Theorie vorstoßen.

Dies kann auch dann geschehen, wenn mit dem 
Wechsel von Landesregierungen eine Reform 
die andere ablöst. Es ist sogar zu einer konti-
nuierlichen, vorwärtsweisenden Arbeit in al-
ten oder neuen Institutionen nötig, daß relativ 
freie Formen der Zusammenarbeit gefunden 

werden. Daran müssen nicht nur alle Nachbar- 
institutionen, sondern auch diejenigen maß-
geblich beteiligt sein, die nicht oder wenig 
organisiert sind6). Die inneren Reformen 
könnten den Wettlauf mit den äußeren, orga-
nisatorischen Reformen nicht mehr durchhal-
ten, wenn diese nicht mehr dem Anspruch 
einer praktischen Bewährung ernsthaft ausge-
setzt wären. In unserem Fall muß die Freiheit 
und die reale Chance zu einer Zusammenar-
beit im Praktikum in der hier skizzierten Art 
gesichert werden, damit die Reformarbeit nicht 
in eine schwere Krise gerät.

6) Eine solche nicht-institutionelle Integrationsten-
denz scheint mir bis heute zu wenig akzentuiert 
zu sein angesichts der Vielzahl der Einzelprobleme 
zur Frage Theorie-Praxis im Lehrerstudium und 
im Junglehrer-Vorbereitungsdienst. — Institutio-
nalisierung nämlich wird immer notgedrungen mit 
einem Mindestmaß an Desintegration, Trennung, 
erkauft und bedarf daher der Gegengewichte. Das 
wird z. B. bei Institutionsreformplänen leicht verges-
sen, sofern sie auch die Integration restlos institu-
tionalisieren wollen und damit das Problem ge-
löst zu haben meinen („Gesamtuniversität", „Ge-
samtschule"). — Vgl. zum speziellen Problem noch 
heutige Literatur, so Friedrich Roth / Rudi Maskus: 
Die Schulwirklichkeit als Studienfeld. Frankfurt 
(Main) 1967; dazu die Rezension dieses Buches 
von Franz Vilsmeier in: Zeitschrift für Pädagogik, 
Heft 1/1969, S. 95—100; vgl. auch die von Vils-
meier in den Anmerkungen zu seiner Rezension 
angegebene wichtigste Literatur zu unserem Pro-
blem.



Wolfgang Hinrichs

Erwiderung auf den Aufsatz von Helmut Keil — 
„Grundschulpraktikum 1970"

Der in dieser Zeitschrift am 30. Januar 1971 
veröffentlichte Beitrag von Helmut Keil zeugt 
von einem in relativ praxisferner Theorie er-
worbenen Idealismus, der in der Praxis ent-
täuscht werden mußte. Die Gefahr des Um-
schlags in eine doktrinäre Arroganz und einen 
destruktiven Zynismus und Radikalismus ge-
genüber den Praktikern, worunter Lehrer und 
Eltern und Schüler zu verstehen sind, scheint 
mir in diesem Erfahrungsbericht deutlich zu 
werden. Kaum irgendwo schimmert in dem Be-
richt des Studenten die Frage durch, ob nicht 
auch die von ihm mißbilligten Lehrer (S. 28 f. 
und 30 f.) und Schüler (S. 31) verständliche 
und z. T. sogar triftige, wenn auch keineswegs 
immer ausreichende Gründe für ihr Verhalten 
haben. Derartige Gründe jedenfalls billige ich 
Helmut Keil bei seinem einseitigen Bericht zu. 
Er unterscheidet einfach schlechte („autori-
täre") und gute („nichtautoritäre") Lehrer (z. B. 
S. 29 f.) und verfällt in den heute wieder aufle-
benden marxistisch angehauchten psychologi- 
sierenden erziehungswissenschaftlichen Dilet-
tantismus, der vor der Hitlerzeit schon z. B. 
von Theodor Litt überwunden wurde in dem 
Buch „Führen oder Wachsenlassen" (Stuttgart 
1964 11 u. ö.).
Diesem Dilettantismus ist fremd die Möglich-
keit und der Sinn einer von innerer Beschei-
denheit her moralisch zu legitimierenden, in 
jedem Fall aber bei unserer hochdifferenzier-
ten Kultur und Gesellschaft notwendigen Gel-
tung äußerer Autorität kraft Gesetzes. Eben 
gegen dieses komplizierte „System", für seine 
„Entlarvung" und damit für ein feindseliges 
Verhalten seinen Trägern gegenüber wird Hel-
mut Keil in APO-Manier mit seinem Bericht 
und Kommentar aktiv, auch wenn er selbst 
wahrscheinlich und hoffentlich nicht so autori-
tär und rechthaberich ist, wie er es seinen Geg-
nern vorwirft und wie es systemfeindliche 
revolutionäre Ideologen notwendig sind. Sol-
che Ideologen wissen ja alles besser als noch 
so differenzierte systemkritische Reformer mit 
einem Minimum von Vertrauen in unsere Ord-
nung in der Bundesrepublik. Wenn auch wohl 
das Verhalten von Helmut Keil im Umgang sehr 
verständigungsbereit ist, so sind seine theo-
retischen Konsequenzen doch hybrid und damit 
intolerant. Für ihn sind einfach „diese Verhält-
nisse“ allesamt, weil „kausal" angeblich unauf-

löslich verfilzt, so verdammenswert, daß sie 
der „Offenlegung" und „radikalen Änderung" 
als „einziger Konsequenz" bedürfen. Alle ge-
mäßigteren Aufassungen sind damit ausge-
schlossen, eine Verständigung mit solchen An-
dersdenkenden erscheint, wenn man diese 
„Theorie" ernst nimmt, illusorisch. Die päd-
agogischen Thesen und Beobachtungen Keils 
sind streckenweise zwar sehr wertvoll. Be-
dauerlich ist aber der unversöhnliche und we-
nig partnerschaftliche Kontext (besonders S. 
32).
Somit kann man nur feststellen: Hier besteht 
die Gefahr, daß derartige im Lehrerstudium 
begriffene junge Menschen — statt zu Lehrern 
— entgegen ihren ursprünglichen Motiven zu 
radikal autoritären Propagandisten werden, 
die vom hohen Podest einer absolut der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit überlegen scheinen-
den inneren Haltung her unter dem Mäntel-
chen eines verbal, mimisch und gestisch sozial-
integrativen „Verhaltens" die Schüler und 
manche Eltern indoktrinieren und zu revolutio-
nären Stoßtrupps disziplinieren (vgl. S. 31 f.).

So wenig angebracht angesichts derart verbor-
gener und z. T. nicht gewollter totalitärer Ten-
denzen ein Ignorieren unserer konfliktreichen 
Wirklichkeit ist, so sehr ist doch im Raum 
der Erziehung, der Wissenschaft und der Leh-
rerbildung ein Plädoyer für Verständigung der 
Beteiligten nötig. Der Beitrag von Helmut Keil 
sollte einmal mit der Frage gelesen werden, ob 
er nicht ein Beispiel für eine sich von der 
Praxis isolierende Theorie ist, die dann auch 
durch bloßes Hospitieren und (spätere) Prak-
tika nicht korrekturfähiger wird. An Hoch-
schuleinheiten, die das Glück haben, noch keine 
Mammutbetriebe zu sein, können wenigstens 
pädagogische und didaktische Theorien ver-
mieden werden oder weniger schädlich sein, 
die eine Konfrontation mit der Wirklichkeit 
unserer Gesellschaft und Schule nicht zu ertra-
gen vermögen. Denn hier ist eine intensive 
Direkterfahrung dieser Wirklichkeit möglich. 
In Hochschul-Großbetrieben drängt sich gegen-
über anderen Verhältnisssen die Wahrneh-
mung der Wirklichkeit, wenn überhaupt, höch-
stens durch Medien vor. — Als Ergänzung der 
Direkterfahrung kann diese indirekte An-
schauung durchaus sinnvoll sein. Aber sie 
kann nicht eine schon in der Studien-Anfangs-



Phase' notwendige Direkterfahrung ersetzen: 
Am negativen Beispiel zeigt das die geringe 
Neigung des offensichtlich zu sehr im Hörsaal 
vor der Praxis geschonten Studenten zur Ver-
ständigung mit den Praktikern unter den Fach-
leuten.
Vielleicht können die oben vorgetragene Er-
gebnisse eines längeren Erfahrungsaustauschs 
über Praktika und dessen theoretische Konse-
quenzen, woraus inzwischen eine mit starker 
studentischer Beteiligung formulierte neue 
Praktikumsordnung hervorgegangen ist, noch 
einer These zur Geltung verhelfen, die man 
nicht ohne Not übergehen sollte: Institutioneile 
Konzentration ist für eine moderne Ausrü-
stung von Hochschulen ökonomisch von gro-
ßer Bedeutung. Doch die Streuung von Hoch-
schulen, auch wenn sie zunächst kleinere Ein-
heiten sind, ist unvermeidlich, wenn es gelin-
gen soll, die Wissenschaft vor einem neuen 
Elfenbeinturm-Denken zu bewahren. Es geht 
darum, die Hochschule in gesellschaftlichen 
Kontakt mit einem Einzugsgebiet zu bringen, 

ohne dieses Einzugsgebiet durch eine Invasion 
zu vieler praxisbedürftiger Studenten zu über-
fordern. Konzentration, jedoch nicht Ballung 
und damit relative Dezentralisierung! Oder: 
relative Autonomie statt einer Isolierung oder 
bloßen Systemabhängigkeit! — Das ist die 
Devise, die aus meinem Diskussionsbeitrag 
und den folgenden Ausführungen hervorgeht. 
Es kommt darauf an, jenen Schock zu vermei-
den, der den Theoretiker umwirft oder ihn 
feindselig macht, wenn er in die Berufspraxis 
geht, aber auch die notwendige Spannung zwi-
schen Theorie und Praxis fruchtbar zu machen, 
statt sie zu unterdrücken oder einer Unterwer-
fung unter rezeptologische Praktiken zu op-
fern. Im Gegensatz zu bloßen Konfrontationen 
ist m. E. frühe Verständigung nötig. Auch 
Kampf ist nötig, aber für diese Verständigung 
und gegen Scharfmacher. Keil ist zu danken, 
daß er nicht nur Scharfmacherei betreibt, son-
dern noch offen und diskussionswürdig formu-
liert, so daß man seinen Bericht als Provoka-
tion zu einer solchen Antwort annehmen kann, 
wie sie hier versucht ist.



Helmut Keil

Entgegnung auf Wolfgang Hinrichs Kritik
an meinem Aufsatz „Grundschulpraktiken 1970"

In der vorliegenden Arbeit werde ich von 
Wolfgang Hinrichs persönlich angesprochen 
und bezüglich meines Aufsatzes „Grundschul-
praktikum 1970" angegriffen. Man beachte zu-
nächst Inhalt und Tonfall, in dem das ge-
schieht; es ist offensichtlich, daß ich Hinrichs 
da Sachlichkeit nicht vorzuwerfen brauche. Ra-
dikalismus, Dilettantismus, Apo-Manier — das 
ist ein bißchen zu billig!
Der Bericht über die Handhabung der Schul-
praktika in Westfalen ist informativ, trifft aber 
nicht mein Problem und ist daher keine Ent-
gegnung auf meine Arbeit. Denn erstens be-
zieht er sich nur auf Studenten der Pädagogi-
schen Hochschule, also künftige Grund- und 
Hauptschullehrer, die einen ganz anderen Aus-
bildungsgang haben als Gymnasiallehrer, 
zweitens kritisiere ich nicht die Form meines 
Praktikums (genauer: der Hospitation), son-
dern die Grundschule und vor allem ihr Sy-
stem, einschließlich der damit zusammenhän-
genden gesamtgesellschaftlichen Mechanis-
men.
In wesentlichen Punkten jedoch ist der Bei-
trag eine Bestätigung meiner Kritik und be-
sonders, was die Ausbildnug der Lehrer an-
geht, eine eingehende Exemplifikation eines 
einzigen Aspekts meiner Arbeit, der Forde-
rung nach besserer Ausbildung (vgl. Kap. V). 
Allerdings würde ich jenen Hinrichsschen Satz 
anders fassen: Mein Beitrag sollte mit der 
Frage gelesen werden, ob er nicht eine Praxis 
beschreibt, die sich der Theorie immer mehr 
entfremdet hat, als Beispiel für eine untheo-
retische, entwissenschaftlichte Praxis.
Unter diesem Aspekt möchte ich die konzise 
Darstellung von Werner Holtrode besonders 
hervorheben. Seine Bemerkung „er (der Stu-
dent) ist noch keiner Institution auf Lebenszeit 
verpflichtet", weist genau auf die fatalen Um-
stände hin, unter denen die vom System ver-
einnahmten Lehrer (Beamte auf Lebenszeit) 
Dienst zu tun haben, ungeachtet aller noch so 
wichtigen und fundierten individuellen Ein-
sicht — und seine Forderung nach einem theo-
retischen feed-back bestätigt meine Darstel-
lungen auch aus seiner Sicht.
Selbstverständlich ist eine praxisnahe Aus-
bildung anzustreben, für jeden Beruf; wenn es 
aber um bessere, d. h. humanere Verhältnisse 
in der Schule geht, darf man einem Problem-

kreis nicht ausweichen: Der Frage von Auto-
rität und Hierarchie. Das ist der zentrale 
Punkt meiner Ausführungen. Allerdings kann 
diese Fragen eben nicht in Orientierung an 
der gegenwärtigen Praxis gelöst werden. Eine 
Lehrerausbildung, die das übersieht, ist von 
vornherein lückenhaft und auf lange Sicht zum 
Scheitern verurteilt, weil sie die Autoritäts-
konflikte in Schule und Gesellschaft nicht zu 
lösen sucht, sondern konserviert. Alle drei 
Beiträge klammern die konsequente Behand-
lung dieses Schlüsselproblems aus; dagegen 
spricht Hinrichs — reichlich verbrämt, aber im 
Grunde doch banal — von „Autorität kraft 
Gesetzes" und dient so in der Tendenz der 
Rechtfertigung der vorhandenen autoritären 
Strukturen.
Die allgemeine Interdependenz von Schule 
und Gesellschaft ist erkannt, wird auch mehr-
fach angesprochen, bleibt aber dennoch in selt-
samem Halbdunkel. Man vergleiche dazu etwa 
den letzten Satz des Beitrags von Wilfried 
Böhl, auch die nicht weniger alibihaften Pas-
sagen in Hinrichsens Text. Etwas differenzier-
ter zwar weist Holtrode auf Zusammenhänge 
hin, jedoch läßt auch er offen, ob die Grund-
schule nicht immer noch zu Unmündigkeit und 
Untertanentum erzieht. — Einerseits wird die 
Zusammenarbeit mit den Eltern befürwortet 
wo sie tatsächlich versucht wird, ist man flink 
mit Stoßtrupp-Theorien und ähnlichem Unsinn 
bei der Hand (Hinrichs).
Vor einem solchen Hintergrund überzeugen 
dann auch die mehrfachen Demokratisie-
rungs-Forderungen oder -Bekenntnisse nicht 
mehr ganz. Was heißt Demokratisierung der 
Schule? Erziehung zur Demokratie? Soll diese 
sich etwa in der Ausübung der sog. sozial-inte-
grativen Unterrichtsform erschöpfen? Wieweit 
wird Schulorganisation und -bürokratie davon 
miterfaßt? Werden unnötige Autoritäten abge-
baut? Handelt es sich dabei nicht um bloß 
formale Demokratisierung? Und welche weite-
ren Konsequenzen ergeben sich daraus für die 
Lehrerausbildung?
Das eigentliche Problem ist also tatsächlich po-
litischer Natur, denn es gibt ja keine Erzie-
hung, die unpolitisch wäre. Dann sollte man 
es sich aber auch nicht zu leicht machen, etwa 
nach dem Motto: Demokratische Erziehung 
— ja! Aber kritisiert um Himmels willen nichts 
an „unserer Ordnung"!
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